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7. Wahlperiode

G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 
2022 (ThürAGZensG 2022)

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Mit dem Zensusgesetz 2022 vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1851) 
in der jeweils geltenden Fassung hat der Bundesgesetzgeber die Durch-
führung einer Bevölkerungs-, Gebäude- und Wohnungszählung (Zen-
sus) mit Stand vom 15. Mai 2022 angeordnet. Der Bundesgesetzgeber 
hat dort nicht alle zur Realisierung des Zensus 2022 in Thüringen erfor-
derlichen Regelungen getroffen. Der Bund stellt für die Durchführung 
des Zensus 2022 als gemeinsames Großprojekt insbesondere die IT-
Gesamtsteuerung und den IT-Betrieb und trägt dabei die Gesamtver-
antwortung für eine einheitliche und termingerechte Durchführung. Den 
Landesgesetzgebern ist die Bestimmung von Erhebungsstellen und das 
Nähere zur Organisation der einzelnen im Rahmen des Zensus 2022 
vorzunehmenden Erhebungen und Maßnahmen zur Sicherung der Qua-
lität der Zensusergebnisse überlassen. Diese Regelungen sollen in ei-
nem Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 ge-
troffen werden.

B. Lösung

Erlass eines Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 
2022, in dem ergänzende Regelungen zum Bundesgesetz und damit 
die erforderlichen organisations- und verfahrensrechtlichen Bestimmun-
gen für die Durchführung des Zensus im Jahre 2022 in Thüringen nor-
miert werden. Insbesondere werden festgelegt:
 - Verpflichtung der kreisfreien Städte und der Landkreise zur örtlichen 

Durchführung des Zensus 2022,
 - Regelungen zur Einrichtung und Organisation der örtlichen Erhe-

bungsstellen, insbesondere zur Sicherstellung der räumlichen, organi-
satorischen und personellen Trennung von anderen Verwaltungsstel-
len, der Wahrung des Statistikgeheimnisses und des Datenschutzes 
sowie Bestimmung der Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen,

 - Klarstellung des Zuständigkeitsbereichs des Landesamtes für Statis-
tik bei der Durchführung des Zensus 2022; das Landesamt für Statis-
tik erhält die Befugnis für die verbindliche Feststellung der amtlichen 
Einwohnerzahlen der Gemeinden und des Landes sowie

 - Festlegung einer Kostenregelung zur Gewährung eines Mehrbelas-
tungsausgleichs an die kreisfreien Städte und die Landkreise für die 
Einrichtung von örtlichen Erhebungsstellen.
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C. Alternativen

Keine, die Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 763/2008 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über Volks- und Woh-
nungszählungen (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 14) in Verbindung mit
 - der Verordnung (EU) 2017/712 der Kommission vom 20. April 2017 

zur Festlegung des Bezugsjahrs und des Programms der statisti-
schen Daten und Metadaten für Volks- und Wohnungszählungen 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 763/2008 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 105 vom 21.4.2017, S. 1),

 - der Durchführungsverordnung (EU) 2017/543 der Kommission vom 
22. März 2017 zur Festlegungen der Regeln für die Anwendung der 
Verordnung (EG) Nr. 763/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über Volks-und Wohnungszählungen in Bezug auf die techni-
schen Spezifikationen für die Themen sowie für deren Untergliede-
rungen (ABl. L 78 vom 23.3.2017, S. 13) und

 - der Durchführungsverordnung (EU) 2017/881 der Kommission vom 
23. Mai 2017 zur Durchführung der Verordnung (EG) 763/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über Volks- und Wohnungs-
zählungen in Bezug auf die Modalitäten und die Struktur der Qua-
litätsberichte sowie das technische Format der Datenübermittlung 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1151/2010 (ABl. L 135 
vom 24.5.2017, S. 6)

jeweils in der jeweils geltenden Fassung sowie des Zensusgesetzes 
2022 sind verpflichtend.

D. Kosten

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist insgesamt für alle Länder mit voraus-
sichtlichen Kosten in Höhe von etwa 795 Millionen Euro für den Vollzug 
der Aufgaben nach dem Zensusvorbereitungsgesetz 2022 vom 3. März 
2017 (BGBl. I S. 388) in der jeweils geltenden Fassung und dem Zen-
susgesetz 2022 zu rechnen.

Der Bund gewährt den Ländern zum Ausgleich der Kosten für die Vorbe-
reitung und Durchführung des registergestützten Zensus 2022 am 1. Juli 
2021 sowie am 1. Juli 2022 jeweils eine Finanzzuweisung in Höhe von 
mindestens 150 Millionen Euro. Die Verteilung der Finanzzuweisung er-
folgt nach dem jeweiligen Aufwand der Länder und ist im Rahmen einer 
Verwaltungsvereinbarung zwischen den Ländern festgelegt.

1. Kosten für das Land
Für das Land fallen Gesamtkosten von etwa 27,77 Millionen Euro an. 
Darin sind die bei den Kommunen entstehenden Kosten enthalten. Aus 
der Finanzzuweisung des Bundes erhält Thüringen etwa 10,14 Millio-
nen Euro.

2. Kosten für die Kommunen
In Höhe von geschätzt 8,18 Millionen Euro entstehen Kosten auf der 
kommunalen Ebene durch die Einrichtung und den Betrieb örtlicher Er-
hebungsstellen sowie den Einsatz von Erhebungsbeauftragten. Nach Ar-
tikel 93 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaats Thüringen ist das 
Land verpflichtet, den Kommunen für die Übertragung staatlicher Aufga-
ben einen angemessenen Mehrbelastungsausgleich zu gewähren. Der 
Mehrbelastungsausgleich soll im Gesetz geregelt werden.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Ministerium für Inneres und Kommunales.
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FREISTAAT THÜRINGEN 
DER MINISTERPRÄSIDENT

An die 
Präsidentin des Thüringer Landtags 
Frau Birgit Keller 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt

Erfurt, den 2. Dezember 2020

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

hiermit überreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen 
Entwurf des

"Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 
(ThürAGZensG 2022)"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen 
am 16./17./18. Dezember 2020.

Mit freundlichen Grüßen

Bodo Ramelow
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Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 (ThürAGZensG 2022)

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt 
Landesamt für Statistik

§ 1 Zuständigkeit des Landesamtes für Statistik
§ 2 Feststellung der amtlichen Einwohnerzahlen

Zweiter Abschnitt 
Örtliche Erhebungsstellen

§ 3 Einrichtung örtlicher Erhebungsstellen
§ 4 Leitung der örtlichen Erhebungsstellen
§ 5 Fachaufsichtsbehörden
§ 6 Trennung der örtlichen Erhebungsstellen von 

anderen Verwaltungsstellen, organisatorische 
und technische Maßnahmen

§ 7 Sicherung der Erhebungsunterlagen
§ 8 Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen

Dritter Abschnitt 
Erhebungsbeauftragte

§ 9 Bestellung und Aufsicht

Vierter Abschnitt 
Datenübermittlungen

§ 10 Übermittlung von Daten zu Straßenneu- und 
-umbenennungen durch die Gemeinden

Fünfter Abschnitt 
Vollstreckung, Kostenregelung

§ 11 Zuständigkeiten für die Vollstreckung der Aus-
kunftspflichten

§ 12 Vollstreckung gegen Behörden und juristische 
Personen des öffentlichen Rechts

§ 13 Rechtsschutz
§ 14 Kostenregelung
§ 15 Verordnungsermächtigung

Sechster Abschnitt 
Schlussbestimmungen

§ 16 Gleichstellungsbestimmung
§ 17 Inkrafttreten

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Erster Abschnitt 
Landesamt für Statistik

§ 1 
Zuständigkeit des Landesamtes für Statistik

(1) Zuständige Behörde für die Vorbereitung und Durch-
führung des Zensus 2022 nach dem Zensusgesetz 2022 
(ZensG 2022) vom 26. November 2019 (BGBl. I S. 1851) 
in der jeweils geltenden Fassung und oberste Erhebungs-
stelle ist das Landesamt für Statistik, soweit in diesem Ge-
setz nichts anderes bestimmt ist.
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(2) Das Statistische Bundesamt stellt in Zusammenarbeit 
mit dem Landesamt für Statistik die zur Erfüllung der Aufga-
ben der örtlichen Erhebungsstellen erforderlichen zentralen 
Verfahren zur Informations- und Datenverarbeitung bereit.

§ 2 
Feststellung der amtlichen Einwohnerzahlen

Das Landesamt für Statistik stellt die durch den Zensus mit 
Stand 15. Mai 2022 (Zensusstichtag) ermittelten amtlichen 
Einwohnerzahlen des Landes und der Gemeinden fest.

Zweiter Abschnitt 
Örtliche Erhebungsstellen

§ 3 
Einrichtung örtlicher Erhebungsstellen

(1) Die örtliche Durchführung des Zensus 2022 obliegt als 
örtlichen Erhebungsstellen
1. den kreisfreien Städten und
2. den Landkreisen.

(2) Die kreisfreien Städte und Landkreise nehmen die ih-
nen nach Absatz 1 obliegenden Aufgaben als Aufgaben 
im übertragenen Wirkungskreis wahr. Sie richten im zeit-
lich und sachlich erforderlichen Umfang örtliche Erhe-
bungsstellen ein. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 sind die kreisange-
hörigen Gemeinden verpflichtet, die Landkreise bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben zu unterstützen.

(4) Die örtlichen Erhebungsstellen sind bis zum 31. Oktober 
2021 voll betriebsbereit einzurichten und bis zu dem Zeit-
punkt aufrechtzuerhalten, zu dem das Landesamt für Sta-
tistik die Auflösung der Erhebungsstelle für zulässig erklärt.

§ 4 
Leitung der örtlichen Erhebungsstellen

Für jede örtliche Erhebungsstelle sind ein Erhebungsstel-
lenleiter sowie ein Stellvertreter zu bestellen. Ihre Namen 
sind zum 1. September 2021 dem Landesamt für Statistik 
schriftlich mitzuteilen. Der Erhebungsstellenleiter hat die 
vorbereitenden Maßnahmen zur Erfüllung der Aufgaben 
der Erhebungsstelle zu veranlassen, die örtliche Durch-
führung der Erhebungen zu leiten und die Aufsicht über 
das Personal der Erhebungsstelle sowie über die Erhe-
bungsbeauftragten zu führen.

§ 5 
Fachaufsichtsbehörden

(1) Die örtlichen Erhebungsstellen unterliegen der Fach-
aufsicht
1. des für Statistik zuständigen Ministeriums als oberste 

Fachaufsichtsbehörde und
2. des Landesamtes für Statistik als obere Fachaufsichts-

behörde.

(2) Das Landesamt für Statistik trifft gegenüber den Trägern 
der örtlichen Erhebungsstellen die erforderlichen organi-
satorischen und technischen Anordnungen, insbesondere 
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hinsichtlich der zu verwendenden Erhebungsunterlagen, 
einschließlich der Datenträger sowie der zu nutzenden Da-
tenübermittlungswege, des Erhebungsverfahrens und der 
Termin- und Ablaufplanung.

§ 6 
Trennung der örtlichen Erhebungsstellen von anderen 
Verwaltungsstellen, organisatorische und technische 

Maßnahmen

(1) Die örtlichen Erhebungsstellen sind für die Dauer der 
Verarbeitung von Einzelangaben im Rahmen der Durch-
führung des Zensus 2022 räumlich und organisatorisch von 
anderen Verwaltungsstellen zu trennen, gegen den Zutritt 
unbefugter Personen zu schützen und mit eigenem Per-
sonal auszustatten. Die Erhebungsstelle muss aus einem 
Auskunftsbereich für Rückfragen und einem davon räum-
lich abgetrennten Bereich bestehen.

(2) Zutritt zu dem räumlich abgetrennten Bereich der ört-
lichen Erhebungsstelle dürfen nur die dort tätigen Perso-
nen, die von der Erhebungsstelle bestellten Erhebungs-
beauftragten, der Oberbürgermeister beziehungsweise 
der Landrat und die für die Fachaufsicht zuständigen Be-
diensteten der Fachaufsichtsbehörden haben. Der Ober-
bürgermeister beziehungsweise der Landrat darf keinen 
Einblick in Unterlagen nehmen, die statistische Einzelan-
gaben enthalten. Zugriffsrechte auf elektronische Daten-
sätze der Endgeräte und sonstigen Datenträgern sind für 
die örtlichen Erhebungsstellen zu regeln. Auskunftspflichti-
ge dürfen lediglich Zutritt zu dem Auskunftsbereich haben. 
Technisches Personal darf die Räumlichkeiten der örtlichen 
Erhebungsstellen nur betreten, wenn Personal der Erhe-
bungsstelle anwesend ist. Das Nähere zur Regelung der 
Zugriffs- und Zutrittsberechtigung ist in der nach Absatz 4 
zu erlassenden Dienstanweisung festzulegen.

(3) Bei der Verarbeitung von Einzelangaben in Datenver-
arbeitungsanlagen ist die Abschottung dieser Daten ge-
genüber anderen Verwaltungsdaten und ihre Zweckbin-
dung durch organisatorische und
1. technische Maßnahmen nach Artikel 32 der Verordnung 

(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 
vom 22.11.2016, S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in 
der jeweils geltenden Fassung sowie

2. personelle Maßnahmen nach Maßgabe des § 20 
Abs. 3 des Thüringer Statistikgesetzes (ThürStatG) 
vom 21. Juli 1992 (GVBl. S. 368) in der jeweils gel-
tenden Fassung

zu gewährleisten.

(4) Der Oberbürgermeister beziehungsweise der Landrat 
legt für die örtliche Erhebungsstelle die zur Durchführung 
nach den Absätzen 1 bis 3 erforderlichen Maßnahmen in 
einer schriftlichen Dienstanweisung fest. Diese muss min-
destens folgende Regelungen enthalten:
1. Bestimmung der Räumlichkeiten für die Erhebungs-

stelle,
2. Maßnahmen zur Sicherung dieser Räumlichkeiten ge-

gen unbefugten Zutritt,



7

Drucksache 7/2237Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode 

3. Zugangsberechtigung zu den Räumlichkeiten der Er-
hebungsstelle

4. Zugriffsrechte auf elektronische Datensätze der End-
geräte und sonstigen Datenträgern,

5. Maßnahmen zur Kontrolle der Zugangsberechtigung-
und Zugriffsberechtigung,

6. Geschäftsverteilung, Vertretung und Dienstaufsicht in 
der Erhebungsstelle,

7. organisatorische, personelle und technische Maßnah-
men zur Gewährleistung von Datensicherheit und Da-
tenschutz bei der Verarbeitung von Einzelangaben in 
Datenverarbeitungsanlagen unter Beachtung der Vor-
gaben nach Artikel 32 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
2016/679, soweit die Sicherungsvorkehrungen im Zu-
ständigkeitsbereich der kreisfreien Stadt oder des 
Landkreises zu treffen sind.

Die erlassenen Dienstanweisungen sind dem Landes-
amt für Statistik bis spätestens zum 30. Oktober 2021 zu 
übermitteln.

(5) Die in den örtlichen Erhebungsstellen tätigen Personen 
müssen Gewähr für Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit 
bieten. Während der Tätigkeit in der Erhebungsstelle dür-
fen sie nicht mit anderen Aufgaben des Verwaltungsvoll-
zugs betraut werden. Sie dürfen die aus ihrer Tätigkeit ge-
wonnenen Erkenntnisse über Auskunftspflichtige während 
und nach ihrer Tätigkeit in der Erhebungsstelle nicht in an-
deren Verfahren oder für andere Zwecke verwenden oder 
offenbaren. Die in den örtlichen Erhebungsstellen tätigen 
Personen sind vom Oberbürgermeister beziehungsweise 
dem Landrat vor dem Beginn ihrer Tätigkeit über die Be-
achtung der gesetzlichen Gebote und Verbote zur Siche-
rung des Datenschutzes zu belehren und auf die Wah-
rung des Statistikgeheimnisses schriftlich zu verpflichten.

(6) Sind bei kreisfreien Städten und Landkreisen eige-
ne Statistikstellen nach § 20 ThürStatG eingerichtet, so 
können diese die Aufgaben der örtlichen Erhebungsstel-
le wahrnehmen, sofern die Regelungen für örtliche Erhe-
bungsstellen nach diesem Gesetz beachtet werden.

§ 7 
Sicherung der Erhebungsunterlagen

(1) Für die örtliche Erhebungsstelle ist eine eigene Post-
anschrift einzurichten. Alle erkennbar für die örtliche Erhe-
bungsstelle bestimmten Eingänge sind dieser unverzüg-
lich und ungeöffnet zuzuleiten.

(2) Die Erhebungsbeauftragten haben alle Erhebungsun-
terlagen und eingesetzte Endgeräte so zu handhaben und 
sicher aufzubewahren, dass Einzelangaben Unbefugten 
nicht bekannt werden. Sie haben die ausgefüllten Erhe-
bungsvordrucke unverzüglich nach Abschluss der Erhe-
bung der örtlichen Erhebungsstelle auszuhändigen oder 
elektronisch über das für die Erhebung bereitgestellte 
Endgerät auf dem nach § 5 Abs. 2 angeordneten Weg zu 
übermitteln.

(3) Die örtlichen Erhebungsstellen haben alle Erhebungs-
unterlagen und eingesetzte Endgeräte, die Einzelangaben 
enthalten, sicher aufzubewahren. Sie haben dafür Sor-
ge zu tragen, dass die Erhebungsunterlagen und die ein-
gesetzten Endgeräte zu jeder Zeit Unbefugten nicht zu-
gänglich sind.
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(4) Erhebungsunterlagen oder elektronische Datensätze 
die Einzelangaben enthalten, dürfen nicht vervielfältigt wer-
den, soweit dies nicht zur Durchführung eines Rechtsbe-
helfsverfahrens oder eines Verwaltungsvollstreckungsver-
fahrens erforderlich ist.

(5) Die örtlichen Erhebungsstellen haben innerhalb der 
vorgegebenen Fristen die ausgefüllten Erhebungsvordru-
cke, alle sonstigen Erhebungsunterlagen sowie nach Ab-
schluss der Erhebungen die eingesetzten Endgeräte, die 
Einzelangaben enthalten, zur Abholung durch das Landes-
amt für Statistik bereitzustellen.

(6) Die örtlichen Erhebungsstellen sind nicht befugt, Aus-
wertungen der erhobenen Daten selbst vorzunehmen oder 
durch Dritte vornehmen zu lassen.

§ 8 
Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen

(1) Bei der Erhebung der Daten nach den §§ 9 und 10 
ZensG 2022 übernehmen die örtlichen Erhebungsstellen 
insbesondere Aufgaben im Rahmen der Feststellung der 
Auskunftspflichtigen, der Überprüfung und Klärung von 
Zweifelsfällen und der ersatzweisen Befragung von Be-
wohnern bei Antwortausfällen nach § 24 Abs. 4 ZensG 
2022. Die ermittelten Angaben und die eingegangenen Er-
hebungsunterlagen übermitteln die örtlichen Erhebungs-
stellen an das Landesamt für Statistik.

(2) Die örtlichen Erhebungsstellen führen die Erhebungen 
nach den §§ 11 und 14 ZensG 2022 durch und haben da-
bei insbesondere
1. die Erreichbarkeit für mündliche, telefonische und 

schriftliche Anfragen von Auskunftspflichtigen und Er-
hebungsbeauftragten zu sichern,

2. die Anschriften den einzelnen Erhebungsbeauftragten 
zuzuordnen (Bildung von Erhebungsbezirken),

3. die Vorbegehung der Großanschriften zu koordinie-
ren, die Organisationspapiere zu erstellen und die Er-
hebungsunterlagen bereitzustellen,

4. die zu Befragenden über die Erhebungen zu unterrich-
ten und zur Auskunft aufzufordern, soweit Auskunfts-
pflicht besteht,

5. erforderlichenfalls die Auskunftspflichtigen durch Her-
anziehungsbescheid zur Erfüllung der Auskunftspflich-
ten nach § 23 in Verbindung mit den §§ 25 und 26 
ZensG 2022 aufzufordern,

6. erforderlichenfalls die Auskunftspflichten nach den Be-
stimmungen des Thüringer Verwaltungszustellungs- 
und Vollstreckungsgesetzes in der Fassung vom 5. Fe-
bruar 2009 (GVBl. S. 24) in der jeweils geltenden 
Fassung zu vollstrecken,

7. notwendige Datenerfassungen und Plausibilitätsprü-
fungen durchzuführen, auftretende Unstimmigkeiten 
zu klären sowie unvollständig oder fehlerhaft ausge-
füllte Erhebungsvordrucke durch Nachfrage bei den 
Befragten zu ergänzen oder zu berichtigen,

8. die Entgegennahme der Erhebungsunterlagen sowie 
nach Abschluss der Erhebungen die eingesetzten End-
geräte von den Erhebungsbeauftragten sicherzustellen 
sowie die Auskunftseingänge zu registrieren,

9. die Erhebungsunterlagen auf Vollzähligkeit und Voll-
ständigkeit sowie nach Abschluss der Erhebungen die 
eingesetzten Endgeräte zu prüfen und innerhalb der 
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vorgegebenen Fristen zur Abholung durch das Landes-
amt für Statistik bereitzustellen,

10. die vollzählige Erfassung und vollständige Befragung 
der Erhebungseinheiten zu bestätigen,

11. die Aufwandsentschädigung der Erhebungsbeauftrag-
ten abzurechnen.

(3) Bei der ergänzenden Ermittlung von Anschriften von 
Gebäuden mit Wohnraum und bewohnten Unterkünften 
führen die örtlichen Erhebungsstellen Begehungen nach 
§ 10 Abs. 2 Satz 6 und 7 des Zensusvorbereitungsgeset-
zes 2022 vom 3. März 2017 (BGBl. I S. 388) in der jeweils 
geltenden Fassung durch, soweit durch das Landesamt 
für Statistik keine Aufklärung erzielt werden konnte. Die 
Ergebnisse dieser Klärung übermitteln die örtlichen Erhe-
bungsstellen an das Landesamt für Statistik.

(4) Die Wiederholungsbefragungen zur Qualitätsbewer-
tung nach § 22 ZensG 2022 können im Einzelfall durch 
das Thüringer Landesamt für Statistik auf die örtlichen Er-
hebungsstellen übertragen werden. Absatz 2 gilt entspre-
chend. Die Ergebnisse sind an das Landesamt für Statis-
tik zu übermitteln.

(5) Die örtlichen Erhebungsstellen unterstützen das Lan-
desamt für Statistik bei der Durchführung der Erhebungen 
nach § 29 Abs. 1 Satz 3 ZensG 2022 sowie bei weiteren 
Aufgaben nach § 19 Abs. 1 Satz 2 ZensG 2022.

Dritter Abschnitt 
Erhebungsbeauftragte

§ 9 
Bestellung und Aufsicht

(1) Die örtlichen Erhebungsstellen haben die für die Durch-
führung der Erhebungen nach § 8 benötigten Erhebungs-
beauftragten auszuwählen, zu bestellen, auf die Wah-
rung des Statistikgeheimnisses und des Datenschutzes 
schriftlich zu verpflichten und über ihre Rechte und Pflich-
ten zu belehren. Für die Auswahl, den Einsatz und die 
Aufwandsentschädigung der Erhebungsbeauftragten gilt 
§ 20 Abs. 1 sowie 3 bis 5 ZensG 2022. Die kreisfreien 
Städte und Landkreise sind zuständig für die Festsetzung 
der Aufwandsentschädigung für die ehrenamtlichen Erhe-
bungsbeauftragten.

(2) Dem Landesamt für Statistik obliegen die Aufgaben 
nach Absatz 1, soweit es als oberste Erhebungsstelle selbst 
Erhebungsbeauftragte einsetzt.

(3) Zur Übernahme der ehrenamtlichen Tätigkeit als Erhe-
bungsbeauftragter sind alle Bürger, die das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, verpflichtet. Zu befreien ist, wem eine 
solche Tätigkeit aus wichtigen Gründen nicht zugemutet 
werden kann. Als wichtiger Grund ist insbesondere anzu-
sehen, wenn der zu Verpflichtende durch sein Alter, seine 
Berufs- und Familienverhältnisse, seinen Gesundheitszu-
stand oder sonstige in seiner Person liegenden Umstände 
an der Übernahme dieser ehrenamtlichen Tätigkeit verhin-
dert ist. Die Gemeinden benennen der örtlichen Erhebungs-
stelle ihres Landkreises oder dem Landesamt für Statistik 
auf Ersuchen Bürger zur Bestellung als Erhebungsbeauf-
tragte. Die Gemeinden, die keine örtliche Erhebungsstel-
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le einzurichten haben, und die sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts benennen den örtlichen Erhebungsstellen 
in dem Landkreis, dem sie angehören oder in dem sie ih-
ren Sitz haben, oder dem Landesamt für Statistik auf Er-
suchen Bedienstete für die Übernahme der Tätigkeit als 
Erhebungsbeauftragte und stellen diese, soweit im Einzel-
fall erforderlich, für diese Tätigkeit frei; Kernaufgaben der 
Verwaltung dürfen nicht unterbrochen werden.

(4) Die Erhebungsbeauftragten unterstehen bei den in Ab-
satz 1 genannten Erhebungen dem Weisungsrecht der 
örtlichen Erhebungsstelle. Die örtlichen Erhebungsstellen 
betreuen insoweit die Erhebungsbeauftragten und beauf-
sichtigen ihre Tätigkeit. Im Fall des Absatzes 2 hat das Lan-
desamt für Statistik diese Rechte und Pflichten.

(5) Die örtlichen Erhebungsstellen sind verpflichtet, die Er-
hebungsbeauftragten für die in Absatz 1 genannten Erhe-
bungen nach den Vorgaben des Landesamtes für Statistik 
zu schulen, die Schulung und die ordnungsgemäße Aufga-
benerledigung der Erhebungsbeauftragten zu dokumentie-
ren und diese Dokumentation an das Landesamt für Sta-
tistik zu übermitteln. Die Schulungsunterlagen werden vom 
Landesamt für Statistik zur Verfügung gestellt.

Vierter Abschnitt 
Datenübermittlungen

§ 10 
Übermittlung von Daten zu Straßenneu- und 

-umbenennungen durch die Gemeinden

(1) Die Gemeinden übermitteln dem Landesamt für Statistik 
auf Anforderung in elektronisch verarbeitbarer Form alle in 
ihrem Zuständigkeitsbereich ab dem 12. November 2017 
bis zur Anforderung durch das Landesamt für Statistik wirk-
sam gewordenen Straßenneu- und -umbenennungen elek-
tronisch. Alle nach Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksam 
gewordenen Straßenneu- und -umbenennungen sind durch 
die Gemeinden unaufgefordert und umgehend in elektro-
nisch verarbeitbarer Form zu übermitteln. 

(2) Absatz 1 gilt für die Vergabe neuer Hausnummern 
(Neunummerierung) sowie alle weiteren Veränderungen 
von anschriftdefinierenden Variablen (Postleitzahl, Ge-
meindename und Ortsteilnamen) sinngemäß.

Fünfter Abschnitt 
Vollstreckung, Kostenregelung

§ 11 
Zuständigkeiten für die Vollstreckung der  

Auskunftspflichten

Für die Vollstreckung der Auskunftspflichten nach den 
§§ 25 und 26 ZensG 2022 mit Ausnahme der Auskunfts-
pflicht zu den Stichproben nach § 22 ZensG 2022 sind die 
Körperschaften zuständig, bei denen örtliche Erhebungs-
stellen eingerichtet sind. Im Übrigen gilt § 5 Abs. 1 Nr. 4 
ThürStatG. Die §§ 23 und 24 des Bundesstatistikgesetzes 
in der Fassung vom 20. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2394) in 
der jeweils geltenden Fassung finden keine Anwendung.
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§ 12 
Vollstreckung gegen Behörden 

und juristische Personen des öffentlichen Rechts

Die Vollstreckung von Auskunftspflichten nach dem Zen-
susgesetz 2022 gegen Behörden und juristische Personen 
des öffentlichen Rechts ist nach Maßgabe der Bestimmun-
gen des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes zulässig.

§ 13 
Rechtsschutz

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Feststel-
lung nach § 2 und Bescheide nach § 8 Abs. 2 Nr. 5 haben 
keine aufschiebende Wirkung.

§ 14 
Kostenregelung

(1) Das Land gewährt den kreisfreien Städten und den 
Landkreisen mit örtlicher Erhebungsstelle nach § 3 für die 
mit diesem Gesetz verbundenen Mehrbelastungen einen 
angemessenen finanziellen Ausgleich. Dieser bemisst sich 
nach den durchschnittlichen Personal- und Sachkosten, 
die durch die Erfüllung der nach diesem Gesetz übertra-
genen Aufgaben erhöhend anfallen. Der Mehrbelastungs-
ausgleich setzt sich zusammen aus einem Grundbetrag für 
die Errichtung und den Betrieb der örtlichen Erhebungs-
stellen und einem aufwandsbezogenen variablen Betrag, 
insbesondere für die Durchführung der Haushaltsstich-
probe, für die Klärung bei der Gebäude- und Wohnungs-
zählung und für Erhebungen in Sonderbereichen. Für die 
Errichtung der Erhebungsstellen erfolgt eine Vorauszah-
lung. Das für Statistikwesen zuständige Ministerium wird 
ermächtigt, den Mehrbelastungsausgleich und die Vor-
auszahlung nach den Sätzen 1 bis 4 durch Rechtsverord-
nung zu regeln.

(2) Mit den Zahlungen nach Absatz 1 sind sämtliche Er-
stattungsansprüche für die nach diesem Gesetz beschrie-
benen Aufgaben abgegolten.

§ 15 
Verordnungsermächtigung

Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung
1. für den Fall, dass die Bundesregierung nach § 36 a 

Nr. 1 ZensG 2022 von ihrer Verordnungsermächtigung 
Gebrauch macht, den Zensusstichtag nach § 2 entspre-
chend zu verschieben,

2. die Zeitpunkte in § 3 Abs. 4 und § 4, § 6 Abs. 4 Satz 3 
zu ändern,

soweit dies erforderlich ist, um eine ordnungsgemäße 
Durchführung des Zensus 2022 zu gewährleisten.
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Sechster Abschnitt 

Schlussbestimmungen

§ 16 
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils für alle Geschlechter.

§ 17 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung:

A. Allgemeines

Mit dem Zensusgesetz 2022 (ZensG 2022) vom 26. November 2019 
(BGBl. I S. 1851) in der jeweils geltenden Fassung hat der Bundesge-
setzgeber die Durchführung einer Bevölkerungs-, Gebäude- und Woh-
nungszählung (Zensus) mit Stand vom 15. Mai 2022 angeordnet. 

Das Zensusgesetz 2022 dient der Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 
763/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 
über Volks- und Wohnungszählungen (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 14) 
in der jeweils geltenden Fassung, die gemeinschaftsweite Volks- und 
Wohnungszählungen vorschreibt. Der Zensus ist außerdem national wie 
international ein wesentliches Fundament der Statistik. Er liefert Basis-
daten zur Bevölkerung, Erwerbstätigkeit und Wohnsituation, auf denen 
alle politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Planungspro-
zesse bei Bund, Ländern und Gemeinden sowie das statistische Ge-
samtsystem, zum Beispiel die Fortschreibungsgrundlagen und Grundla-
gen für Stichprobenerhebungen, aufbauen. Dem Zensusgesetz 2022 ist 
das Zensusvorbereitungsgesetz 2022 (ZensVorbG 2022) vom 3. März 
2017 (BGBl. I S. 388) in der jeweils geltenden Fassung vorausgegan-
gen, durch das die Gebäude- und Wohnungszählung vorbereitet wurde. 

Als Alternative zu einer herkömmlichen Volkzählung durch Befragung der 
Bevölkerung haben die statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
in Umsetzung einer Entschließung des Deutschen Bundestages zum 
Volkszählungsgesetz 1986 (Bundestagsdrucksache 10/3843) einen re-
gistergestützten Zensus entwickelt. Erstmals zur Anwendung kam dieses 
Verfahren beim Zensus 2011. Die dort gemachten Erfahrungen zeigten, 
dass ein registerbasierter Zensus ein geeignetes Verfahren ist. Anpas-
sungsbedarfe zeigten sich bei der Ermittlung der Einwohnerzahlen von 
Gemeinden unter 10.000 Einwohnern. So hat auch das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil vom 19. September 2018 zum Zensus 2011 
(Az. 2 BvF 1/15 und 2 BvF 2/15) deutlich gemacht, dass keine Voller-
hebung notwendig ist, bei einem registergestützten Zensus jedoch die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse aus dem Zensus 2011 in die Planung 
des Zensus 2022 einfließen müssen. Die auf Grundlage des vorgenann-
ten Urteils angepasste Stichprobenmethodik führt in Thüringen zu einer 
starken Erhöhung des Stichprobenumfangs im Vergleich zum Zensus 
2011, weil überdurchschnittlich viele Gemeinden in Thüringen weniger 
als 10.000 Einwohner haben.

Der registergestützte Zensus besteht im Wesentlichen aus einer Kom-
bination von vier Elementen:
 - Auswertung der Melderegister,
 - Befragung der Gebäude- und Wohnungseigentümerinnen und der 

Gebäude- und Wohnungseigentümer mit vorrangig elektronischer 
Meldung der Wohnungs- und Gebäudedaten,

 - Stichproben zur Sicherung der Datenqualität und zur Erfassung wei-
terer, zum Beispiel erwerbs- und bildungsstatistischer Erhebungs-
merkmale bei der Bevölkerung,

 - Befragung der Verwalter oder Bewohnern von Gemeinschaftsunter-
künften, Wohnheimen und ähnlichen Einrichtungen.

Um die notwendige hohe Qualität und Genauigkeit der Ergebnisse zu 
erreichen, besteht für alle primärstatistischen Erhebungen Auskunfts-
pflicht (§ 23 ZensG 2022).
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Zur Steigerung der Datenqualität sowie zur Beschleunigung der Folge-
prozesse wird eine elektronische Auskunftserteilung angestrebt (Online-
First). Die IT-Infrastruktur und IT-Fachverfahren werden hierfür zentral 
vom Bund zur Verfügung gestellt. Auf Wunsch werden den Auskunfts-
pflichtigen die Erhebungsvordrucke in Papierform zur Verfügung gestellt. 
Die ausgefüllten Erhebungsvordrucke können gebührenfrei in hierfür vor-
gesehenen Umschlägen rückübersandt werden.

Im Zensusgesetz 2022 ist die Datenerhebung zum Zensus auf der Grund-
lage der Zensusverordnung der Europäischen Union (Verordnung (EG) 
Nr. 763/2008 vom 9. Juli 2008 (ABl. L 218 vom 13.08.2008, S. 14) fest-
gelegt, der Berichtszeitpunkt bestimmt und die Erhebungs- und Hilfs-
merkmale sowie die Ausführungsbestimmungen zur Auskunftspflicht, 
Zusammenführung, Löschung und Aufbewahrung der Daten geregelt. 
Regelungen zu Organisations- und Verfahrensfragen, die für die Durch-
führung des Zensus notwendig sind, hat der Bund jedoch wegen der 
verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung weitgehend den Ländern 
überlassen. Nach § 1 Abs. 1 ZensG 2022 wird der Zensus als Bundes-
statistik durchgeführt. Dem Grundsatz nach Artikel 83 des Grundgeset-
zes folgend führen die Länder die Bundesstatistiken als eigene Ange-
legenheiten aus. Es obliegt daher nach Artikel 84 Abs. 1 Satz 1 des 
Grundgesetzes grundsätzlich auch den Ländern, das Verwaltungsver-
fahren zu regeln.

Diese Regelungen werden im Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zen-
susgesetzes 2022 getroffen. Strukturell und inhaltlich ist das Gesetz an 
das Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2011 vom 
26. Juni 2010 (GVBl. S. 245) angelehnt.

Wesentliche Inhalte des Gesetzes sind
 - die Verpflichtung der kreisfreien Städte und der Landkreise zur örtli-

chen Durchführung des Zensus 2022,
 - Regelungen zur Einrichtung und Organisation der örtlichen Erhe-

bungsstellen, insbesondere zur Sicherstellung der räumlichen, organi-
satorischen und personellen Trennung von anderen Verwaltungsstel-
len, der Wahrung des Statistikgeheimnisses und des Datenschutzes 
sowie Bestimmung der Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen,

 - Klarstellung des Zuständigkeitsbereichs des Landesamtes für Sta-
tistik bei der Durchführung des Zensus 2022,

 - Befugnis des Landesamtes für Statistik für die verbindliche Feststel-
lung der amtlichen Einwohnerzahlen der Gemeinden und des Lan-
des sowie

 - Festlegung einer Kostenregelung zur Gewährung eines Mehrbelas-
tungsausgleichs an die kreisfreien Städte und die Landkreise für die 
Einrichtung und den Betrieb von örtlichen Erhebungsstellen.

Der Zensus 2022 ist Ausgangsbasis für die Fortschreibung der Bevölke-
rungsstatistik nach Geschlecht, Alter, Familienstand und Staatsangehö-
rigkeit nach dem Bevölkerungsstatistikgesetz sowie des Wohngebäude- 
und Wohnungsbestandes und dient der Gewinnung von Grunddaten für 
weitere Statistiken. Die amtlichen Einwohnerzahlen dienen zudem als 
Bemessungsgrundlage zum Beispiel beim horizontalen und vertikalen 
Finanzausgleich und bei der Einteilung der Wahlkreise.
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu § 1:

Zu Absatz 1:

Mit dieser Regelung wird die Zuständigkeit für die Durchführung des Zen-
sus 2022 entsprechend der Regelung in § 1 Abs. 1 ZensG 2022 dem 
Landesamt für Statistik zugewiesen. Die Bestimmung des Landesam-
tes für Statistik als oberste Erhebungsstelle erfolgt rein vorsorglich und 
ist auch deshalb geboten, weil das Landesamt für Statistik die organisa-
torischen und technischen Anordnungen trifft und die Fachaufsicht über 
die örtlichen Erhebungsstellen innehat.

Zu Absatz 2:

Die für die Vorbereitung und Durchführung des Zensus erforderliche IT-
Infrastruktur wird als ein IT-Projekt vom Statistischen Bundesamt vor-
bereitet. Das Statistische Bundesamt hatte sich nach Auswertung des 
Evaluationsberichts zum Zensus 2011 entschieden, den IT-Betrieb ei-
ner Statistikproduktion mit entsprechender Rechnerleistung (einschließ-
lich zentraler Datenhaltung) zu übernehmen und den statistischen Äm-
tern einen Onlinezugriff auf das jeweilige Verfahren zu bieten. Durch die 
Zentralisierung der Arbeiten auf einen Standort verspricht sich der Bund 
eine Minimierung der Projektrisiken und eine Optimierung der Daten-
sicherheit. Die vorgesehene Arbeitsweise setzt voraus, dass auch die 
Erhebungsstellen an die IT-Infrastruktur angeschlossen werden. Dies 
wird erreicht, indem das Statistische Bundesamt in Zusammenarbeit 
mit dem Landesamt für Statistik die erforderlichen Verfahren zur Infor-
mations- und Datenverarbeitung einschließlich der erforderlichen tech-
nischen Ausstattung bereitstellt.

Zu § 2:

Durch diese Bestimmung wird die Zuständigkeit des Landesamtes für 
Statistik für die verbindliche Feststellung der amtlichen Einwohnerzahlen 
des Landes und der Gemeinden zum Zensusstichtag 15. Mai 2022 (§ 1 
Abs. 1 ZensG 2022) normiert. Die Feststellung der amtlichen Einwoh-
nerzahl für Bund, Länder und Kommunen zum Zensusstichtag 15. Mai 
2022 ist zentraler Zweck des Zensus.

Zu § 3:

Die mit dem Zensus 2022 zusammenhängenden umfangreichen Erhe-
bungen erfordern den Rückgriff auf die verwaltungstechnische Hilfe der 
Kommunen. Auch bei früheren Volks- und Wohnungszählungen haben 
die Kommunen bei der Vorbereitung, Organisation und Durchführung der 
anfallenden Erhebungen maßgeblich mitgewirkt. Die Kenntnisse der ört-
lichen Gegebenheiten und die Nähe zu den Bürgern sind unabdingbare 
Voraussetzungen für das Gelingen und die Sicherung der Qualität und 
Vollständigkeit der Ergebnisse. Aus diesen Gründen bedarf auch der re-
gistergestützte Zensus 2022 der Mitwirkung der Kommunen. Mit § 3 wird 
in Umsetzung der Ermächtigungsgrundlage in § 19 Abs. 1 Satz 1 ZensG 
2022 festgelegt, welche kommunalen Körperschaften Erhebungsstellen 
für welchen örtlichen Zuständigkeitsbereich einrichten und welcher Art 
die Aufgabenwahrnehmung ist.
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Zu Absatz 1:

Die Aufgabe der örtlichen Durchführung des Zensus 2022 wird den kreis-
freien Städten und den Landkreisen übertragen.

Zu Absatz 2:

Mit dieser Regelung wird die den kreisfreien Städten und Landkrei-
sen übertragene Aufgabe der örtlichen Durchführung des Zensus 2022 
als Aufgabe im übertragenen Wirkungskreis nach § 3 Abs. 1 und § 88 
Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung ausgewiesen. Die örtlichen Er-
hebungsstellen sind unselbständige Organisationseinheiten der Gebiets-
körperschaften. Eine Zusammenarbeit nach dem Thüringer Gesetz über 
die kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung vom 10. Oktober 
2001 (GVBl. S. 290) in der jeweils geltenden Fassung bleibt unberührt.

Um die Vertraulichkeit, Authentizität und Integrität der übertragenen Da-
ten zu garantieren, haben die Erhebungsstellen einen Zugang zu dem 
Verbindungsnetz des Bundes (NdB) im Sinne des Gesetzes zur Aus-
führung von Artikel 91c Absatz 4 des Grundgesetzes vom 10. August 
2009 (BGBl. I S. 2702 -2706-) in der jeweils geltenden Fassung zu ge-
währleisten.

Zu Absatz 3:

Die Regelung stellt die Pflicht der Gemeinden, bei denen keine örtli-
chen Erhebungsstellen eingerichtet sind, klar, ihren Landkreis bei des-
sen Tätigkeit im Wege der Amtshilfe nach §§ 4 ff. ThürVwVfG zu unter-
stützen. So können die besonderen Ortskenntnisse der Gemeinden für 
die Durchführung des Zensus 2022 genutzt werden.

Zu Absatz 4:

In Absatz 4 wird unter anderem bestimmt, dass die örtlichen Erhebungs-
stellen bis zum 31. Oktober 2021 voll betriebsbereit einzurichten sind. 
Zu diesem Zeitpunkt beginnen ihre Arbeiten (zum Beispiel Vorerhebun-
gen für die Gebäude und Wohnungszählung). Das Ende der Aufgaben-
erfüllung und damit die Auflösung der Erhebungsstellen kann derzeit we-
gen der Komplexität des Zensus nicht konkret bestimmt werden. Aus 
diesem Grund soll die Auflösung der Erhebungsstelle mit einer Zuläs-
sigkeitserklärung durch das Landesamt für Statistik verbunden werden.

Zu § 4:

In dieser Bestimmung sind die Leitung der Erhebungsstelle sowie de-
ren Aufgaben geregelt.

Zu § 5:

In § 5 ist die Fachaufsicht bei den Aufgaben im übertragenen Wirkungs-
kreis bestimmt.

Zu Absatz 1:

Die Fachaufsicht beim Zensus 2022 wird bei dem für Statistik zustän-
digen Ministerium als oberste Fachaufsichtsbehörde und beim Landes-
amt für Statistik als obere Fachaufsichtsbehörde angesiedelt. Damit ist 
die Fachaufsicht zweistufig gestaltet.
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Zu Absatz 2:

Mit Absatz 2 werden die Aufgaben und Befugnisse des Landesamtes für 
Statistik gegenüber den örtlichen Erhebungsstellen festgelegt.

Zu § 6:

Mit dieser Regelung wird im Wesentlichen den in § 19 Abs. 2 und 3 ZensG 
2022 und den in § 21 Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 20 Abs. 2 und 3 
des Thüringer Statistikgesetzes (ThürStatG) enthaltenen Bestimmun-
gen zur Abschottung der Erhebungsstellen von anderen Verwaltungs-
stellen gefolgt und damit die statistische Geheimhaltung als Grundprin-
zip der amtlichen Statistik sowie der informationellen Gewaltenteilung 
gewährleistet.

Zu Absatz 1:

In Absatz 1 werden die Anforderungen an Räumlichkeiten und Einrich-
tung der örtlichen Erhebungsstelle geregelt.

Zu Absatz 2:

Die Beschränkung des Zutritts zu den Räumlichkeiten der örtlichen Er-
hebungsstelle dient der Sicherung des Prinzips der räumlichen Tren-
nung. Zutrittsberechtigt sind nur die in Absatz 2 genannten Personen.

Das Recht des Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz und 
seiner Beauftragten auf Zutritt nach § 7 Abs. 2 des Thüringer Daten-
schutzgesetzes vom 6. Juni 2018 (GVBl. S. 229) in der jeweils gelten-
den Fassung zu den Diensträumen öffentlicher Stellen im Rahmen seiner 
Kontrollbefugnis bleibt davon unberührt. Davon unberührt bleibt eben-
falls der Zutritt von Rettungshelfern bei Unglücksfällen.

Technisches Personal (zum Beispiel Reinigungskräfte, Handwerker und 
Datenverarbeitungstechniker) darf die Räumlichkeiten der örtlichen Er-
hebungsstellen nur betreten, wenn Personal der Erhebungsstelle anwe-
send ist oder auf andere Weise sichergestellt ist, dass kein Einblick in 
ausgefüllte Erhebungsunterlagen oder Datenträger genommen bezie-
hungsweise kein Zugriff auf eingesetzte Erfassungsgeräte genommen 
werden kann. Damit sollen Vertraulichkeit und Integrität der Daten ge-
währleistet werden.

Die Personen, denen die örtlichen Erhebungsstellen organisatorisch 
unterstellt sind, dürfen keinen Einblick in Unterlagen nehmen, die Ein-
zelangaben enthalten, weil ihnen auch andere Verwaltungsstellen un-
terstellt sind, die Aufgaben des Verwaltungsvollzugs wahrnehmen. Die 
örtliche Erhebungsstelle steht auch für die Klärung der Rückfragen von 
Auskunftspflichtigen zur Verfügung. Auskunftspflichtige können auch ihre 
Erhebungsunterlagen selbst in der Erhebungsstelle abgeben.

Zu Absatz 3:

Die in Absatz 3 enthaltenen Regelungen sehen besondere Vorkehrun-
gen zum Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung im 
Hinblick auf die Verarbeitung von statistischen Einzelangaben in Daten-
verarbeitungsanlagen vor. Die örtlichen Erhebungsstellen haben hier für 
die Datensicherungsmaßnahmen Sorge zu tragen. Ein entsprechendes 
Sicherheitskonzept wird vom Landesamt für Statistik erarbeitet und zur 
Verfügung gestellt.
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Zu Absatz 4:

In Absatz 4 wird insbesondere bestimmt, dass die Einzelheiten der Ab-
schottung in einer schriftlichen Dienstanweisung des Oberbürgermeis-
ters beziehungsweise des Landrats zu regeln sind. Das Landesamt für 
Statistik erstellt basierend auf den Erfahrungen des Zensus 2011 ein 
Muster für eine solche Dienstanweisung und stellt sie zur Verfügung.

Zu Absatz 5:

Auswahlgrundsätze werden in Absatz 5 für die Bestimmung der in den 
örtlichen Erhebungsstellen zum Einsatz kommenden Personen festge-
legt und bestimmt, dass während der Tätigkeit in den Erhebungsstellen 
keine Tätigkeiten des allgemeinen Verwaltungsvollzugs zulässig sind. 
Die in den örtlichen Erhebungsstellen tätigen Personen müssen Gewähr 
für Zuverlässigkeit und Verschwiegenheit bieten.

Die Bestimmung enthält darüber hinaus ein personenbezogenes Zweck-
entfremdungs- und Offenbarungsverbot für alle Erkenntnisse, die die 
in den Erhebungsstellen tätigen Personen anlässlich ihrer Tätigkeit für 
den Zensus 2022 gewonnen haben. Das Offenbarungsverbot gilt abso-
lut, es greift daher auch gegenüber Vorgesetzten, die nicht in der Erhe-
bungsstelle tätig sind.

Gegebenenfalls sind zur Vermeidung möglicher Interessenkollisionen Mit-
arbeiter aus sensiblen Bereichen (zum Beispiel dem Ordnungs-, Bau-, 
Einwohnermelde-, Steuer- und Sozialamt) nicht einzusetzen. Eine sol-
che Interessenkollisionen kann sich gegebenenfalls auch aus räumlicher 
oder sonstiger sachlicher Nähe zu den Auskunftspflichtigen ergeben.

Zu Absatz 6:

Die Regelung des Absatzes 6 ermöglicht die optimale Nutzung der bei 
den Kommunen bereits vorhandenen Verwaltungsstrukturen und ver-
mindert so deren Belastung. Ist bereits eine eigene Statistikstelle nach 
§ 20 ThürStatG eingerichtet, so kann diese die Funktion der örtlichen 
Erhebungsstelle übernehmen.

Zu § 7:

Die statistische Geheimhaltung ist während des gesamten Erhebungs-
verfahrens durch alle Beteiligten zu gewährleisten. Für die Sicherung 
der Erhebungsunterlagen und der eingesetzten Endgeräte sind daher 
besondere organisatorische Maßnahmen zu treffen.

Zu Absatz 1:

Die Einrichtung einer eigenen Postanschrift dient der organisatorischen 
Trennung der örtlichen Erhebungsstellen von den anderen Verwaltungs-
stellen sowie der Sicherung der statistischen Geheimhaltung. In Betracht 
kommt insbesondere die Einrichtung von besonderen Postfächern für die 
Erhebungsstellen bei den Poststellen der Stadt- oder Kreisverwaltung.

Die erkennbar an die Erhebungsstelle gerichteten Eingänge sind dieser 
unverzüglich und ungeöffnet zuzuleiten.
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Zu Absatz 2:

Die Regelung dient der Sicherung des Statistikgeheimnisses durch Vor-
gaben für die Erhebungsbeauftragten, die eine Kenntnisnahme von Ein-
zelangaben durch Unbefugte verhindern sollen. Die Verpflichtung zur ge-
sicherten Aufbewahrung gilt für alle ausgefüllten Erhebungsvordrucke 
und übrigen Erhebungsunterlagen (zum Beispiel unausgefüllte Erhe-
bungsbögen, Namenslisten, Aufkleber) sowie die eingesetzten Endgeräte 

Insbesondere haben die Erhebungsbeauftragten die ausgefüllten Er-
hebungsvordrucke unverzüglich nach Abschluss der Erhebung der ört-
lichen Erhebungsstelle auszuhändigen oder elektronisch über das zur 
Verfügung gestellte Endgerät zu übermitteln.

Zu Absatz 3:

Mit Absatz 3 werden die örtlichen Erhebungsstellen verpflichtet, Siche-
rungsmaßnahmen gegen den Zugriff Unbefugter auf geheimhaltungs-
bedürftige Unterlagen zu ergreifen. Hierzu gehören geeignete Vor-
kehrungen zum Schutz der Erhebungsunterlagen vor unberechtigter 
Einsichtnahme (zum Beispiel die Lagerung der Erhebungsunterlagen 
ausschließlich in den Räumlichkeiten der Erhebungsstelle und Sicherung 
dieser Räumlichkeiten durch Anbringen von Sicherheitsschlössern, die 
Ausgabe von Schlüsseln gegen Nachweis an Zugangsberechtigte, das 
Verschließen des Raumes oder der Behältnisse, in denen ausgefüllte 
Erhebungsunterlagen aufbewahrt werden auch bei kurzfristiger Abwe-
senheit des in der Erhebungsstelle eingesetzten Personals).

Zu Absatz 4:

In Absatz 4 ist ein Vervielfältigungsverbot enthalten. Ausnahmen hier-
von bestehen insoweit, als Verwaltungsverfahren durchgeführt werden 
und die Vervielfältigung von Erhebungsunterlagen, die statistische Ein-
zelangaben enthalten, hierzu erforderlich sind.

Zu Absatz 5:

Das Landesamt für Statistik sorgt dafür, dass die ausgefüllten Erhe-
bungsvordrucke bei den örtlichen Erhebungsstellen abgeholt werden. 
Die örtlichen Erhebungsstellen stellen die entsprechenden Unterlagen 
nach den durch das Landesamt für Statistik vorgegebenen Fristen (§ 5 
Abs. 2) bereit. Sonstige Erhebungsunterlagen, zum Beispiel Begehungs-
listen und Namenslisten, sowie die eingesetzten Endgeräte nach Ab-
schluss der Erhebung, die Einzelangaben enthalten, müssen ebenfalls 
zur Abholung durch das Landesamt für Statistik bereitgehalten werden.

Zu Absatz 6:

Die Regelung nach Absatz 6 verbietet, dass die örtlichen Erhebungsstel-
len Auswertungen der erhobenen Daten selbst vornehmen oder durch 
beauftragte Dritte vornehmen lassen. Dies gilt auch soweit und solange 
kommunale Statistikstellen nach § 6 Abs. 6 die Funktion der örtlichen Er-
hebungsstelle wahrnehmen. Davon unberührt bleibt jedoch die spätere 
Möglichkeit der statistischen Auswertungen für ausschließlich kommu-
nalstatistische Zwecke der nach § 32 Abs. 2 ZensG 2022 übermittelten 
Daten durch kommunale Statistikstellen.
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Zu § 8:

Mit dieser Bestimmung ist festgelegt, welche Aufgaben die örtlichen Er-
hebungsstellen zu erledigen haben (vergleiche § 19 Abs. 1 ZensG 2022).

Zu Absatz 1:

In Absatz 1 werden die Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen bei der 
Gebäude- und Wohnungszählung nach § 24 ZensG 2022 festgelegt.

Zu Absatz 2:

Nach Absatz 2 werden den örtlichen Erhebungsstellen die Zuständig-
keit für die Durchführung der Haushaltebefragung auf Stichprobenba-
sis (§ 11 ZensG 2022), die Erhebung an Anschriften mit Sonderberei-
chen (§ 14 ZensG 2022) und notwendige Nacherhebungen (§ 29 Abs. 1 
Satz 3 ZensG 2022) zugewiesen und in nicht abschließender Aufzäh-
lung die Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen benannt.

Zu Absatz 3

In Absatz 3 wird bestimmt, dass die Erhebungsstellen die Begehungen 
nach § 10 Abs. 2 ZensVorbG 2022 aufgrund der örtlichen Nähe durch-
führen, sofern durch das Landesamt für Statistik bei der Ermittlung von 
Anschriften von Gebäuden mit Wohnraum keine Aufklärung erzielt wer-
den konnte.

Zu Absatz 4:

Mit Absatz 4 wird festgelegt, dass die örtlichen Erhebungsstellen auch 
für die Wiederholungsbefragungen nach § 22 ZensG 2022 bei Bedarf 
unterstützende Aufgaben durchführen. Für Einzelheiten wird auf die in 
Absatz 2 getroffenen Festlegungen verwiesen.

Zu Absatz 5:

Dem Landesamt für Statistik obliegt die Zuständigkeit für die Durchfüh-
rung der erhebungsteilübergreifenden Plausibilisierung nach § 29 Abs. 
1 Satz 3 ZensG 2022. Nach Absatz 5 unterstützen die örtlichen Erhe-
bungsstellen das Landesamt für Statistik hierbei. Das Landesamt für 
Statistik gibt die als nicht plausibel festgestellten Anschriften bei Be-
darf zur weiteren Klärung an die örtlich zuständige Erhebungsstelle zur 
weiteren Aufklärung. Die Erhebungsstelle kann entweder eine (erneu-
te) Begehung durch einen Erhebungsbeauftragten vornehmen lassen 
oder eine Klärung durch eigene Kenntnisse herbeiführen. Das Ergeb-
nis ist an das Landesamt für Statistik zu melden. Für Einzelheiten wird 
auf die in Absatz 2 getroffenen Festlegungen verwiesen.

Der Verweis auf § 19 Abs. 1 Satz 2 ZensG 2022 ermöglicht eine Unter-
stützung des Landesamtes für Statistik durch die örtlichen Erhebungs-
stellen bei weiteren Aufgaben nach dem Zensusgesetz 2022.

Zu § 9:

Der Einsatz von Erhebungsbeauftragten ist beim Zensus 2022 aus erhe-
bungstechnischen Gründen unverzichtbar. Erhebungsbeauftragte sind 
Personen, die bei der Durchführung des Zensus 2022 Aufgaben außer-
halb der örtlichen Erhebungsstellen wahrnehmen.
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Sie werden insbesondere für die Durchführung der Existenzfeststellung 
im Rahmen der Personenerhebungen benötigt. Ihre zentrale Aufgabe 
ist es, alle wohnhaften Personen an einer Stichprobenanschrift oder an 
einer Anschrift mit Sonderbereichen zu erfassen, deren Kernmerkma-
le zur Existenzfeststellung aufzunehmen und über den weiteren Ver-
fahrensablauf zur Meldung von Merkmalen aufzuklären, falls die betref-
fende Anschrift für die zusätzliche Befragung nach § 11 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2 ZensG 2022 beziehungsweise § 17 Abs. 1 ZensG 2022 ausge-
wählt wurde. In diesem Fall überreichen die Erhebungsbeauftragten die 
Zugangsdaten für das Onlineverfahren des Bundes und der Länder (In-
ternet-Datenerhebung im Verbund, IDEV-Verfahren), über das die Aus-
kunftspflichtigen die weiteren Merkmale eigenständig melden können. 
Als alternative Meldewege stehen das Selbstausfüllen von papiernen 
Erhebungsvordrucken und die persönliche Befragung durch den Erhe-
bungsbeauftragten zur Verfügung.

Erhebungsbeauftragte werden entsprechend der in diesem Gesetz vor-
genommenen Verteilung der Zuständigkeiten bei den verschiedenen Er-
hebungen im Rahmen des Zensus 2022 sowohl von den örtlichen Er-
hebungsstellen als auch direkt vom Landesamt für Statistik eingesetzt.

Zu Absatz 1:

In Absatz 1 werden die Anforderungen an Auswahl, Bestellung, Beleh-
rung und Verpflichtung der Erhebungsbeauftragten und deren Beauf-
sichtigung durch die örtliche Erhebungsstelle geregelt. Zu dieser Auf-
gabe der örtlichen Erhebungsstelle gehört auch das Anwerben der 
Erhebungsbeauftragten, zum Beispiel durch Bekanntmachungen, In-
serate oder Aushänge.

Zu Absatz 2:

Dem Landesamt für Statistik werden die Aufgaben nach Absatz 1 zu-
gewiesen, soweit es als oberste Erhebungsstelle selbst Erhebungsbe-
auftragte einsetzt.

Zu Absatz 3:

In Absatz 3 wird im Hinblick auf die große Anzahl der bei der Durchfüh-
rung der Erhebungen nach dem Zensusgesetz 2022 erforderlichen Er-
hebungsbeauftragten die generelle Verpflichtung aller Bürger (Deutsche 
im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes oder Unionsbürger, das 
heißt Personen, die die Staatsbürgerschaft eines anderen Mitglieds-
staats der Europäischen Union besitzen), die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben, zur Übernahme der Tätigkeit eines Erhebungsbeauftrag-
ten verankert. Nur so kann gewährleistet werden, dass die landesweit 
benötigten Erhebungsbeauftragten gewonnen werden können. Die Re-
gelung ergänzt § 20 Abs. 2 ZensG 2022, wonach Bedienstete von Bund 
und Ländern zur Übernahme der Tätigkeit als Erhebungsbeauftragter 
verpflichtet werden können. Nach § 20 Abs. 2 Satz 4 ZensG 2022 sind 
die Länder ermächtigt, weitere Bürger zur Übernahme der Tätigkeit als 
Erhebungsbeauftragte zu verpflichten. Davon wird hier Gebrauch ge-
macht. Erfolgt die Bestellung zum ehrenamtlichen Erhebungsbeauf-
tragten, ist sie auf Absatz 3 zu stützen. Eine Befreiung von der Tätigkeit 
als Erhebungsbeauftragter kann nur erfolgen, wenn die vorgetragenen 
Gründe so schwerwiegend sind, dass eine Erfüllung dieser Pflicht un-
zumutbar erscheint. Es muss deshalb glaubhaft gemacht werden, dass 
die Tätigkeit als Erhebungsbeauftragter wegen Krankheit, Gebrechen 
oder einem ähnlichen wichtigen Grund nicht oder nicht ordnungsgemäß 
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möglich ist oder den betroffenen Personen dadurch berufliche oder wirt-
schaftlich nicht zumutbare Nachteile entstehen. 

Für Ersuchen der örtlichen Erhebungsstellen oder des Landesamtes für 
Statistik zur Benennung von Bürgern für die Bestellung zum Erhebungs-
beauftragten nach den Sätzen 4 und 5 gelten die allgemeinen Bestim-
mungen über die Amtshilfe nach den §§ 4 ff. ThürVwVfG. Die Gemein-
den unterstützen ihren Landkreis insoweit gemäß § 3 Abs. 3.

Zu Absatz 4:

Die Erhebungsbeauftragten müssen für die Erfüllung ihrer Aufgaben ge-
schult und entsprechend angeleitet werden. Sie unterliegen dem Wei-
sungsrecht der Erhebungsstellen.

Zu Absatz 5:

In Absatz 5 werden die Modalitäten zur Schulung der Erhebungsbeauf-
tragten geregelt.

Zu § 10:

Mit der Regelung sollen insbesondere Änderungen aufgrund der Ge-
meindeneugliederungen nach dem Thüringer Gesetz zur freiwilligen 
Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2018 vom 28. Juni 
2018 (GVBl. S. 273), dem Thüringer Gesetz zur freiwilligen Neugliede-
rung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2019 vom 18. Dezember 
2018 (GVBl. S. 795) und dem Zweiten Thüringer Gesetz zur freiwilligen 
Neugliederung kreisangehöriger Gemeinden im Jahr 2019 vom 10. Ok-
tober 2019 (GVBl. S. 385) jeweils in der jeweils geltenden Fassung er-
fasst und die Meldung an das Landesamt für Statistik bestimmt werden.

Zu Absatz 1:

Aufgrund von Gemeindeneugliederungen erfolgen häufig Straßenum-
benennungen. Der registergestützte Zensus 2022 wird auf Anschrifte-
nebene durchgeführt, sodass es zwingend erforderlich ist, dass das 
Landesamt für Statistik Informationen über Straßenneu- und -umbe-
nennungen erhält. Gleiches gilt bezüglich sonstiger Straßenneu- und 
-umbenennungen. 

Beginn der Meldung wirksam gewordener Straßenneu- und -umbenen-
nungen auf Anforderung ist der 12. November 2017. Ab dem Inkraft-
treten des Gesetzes sind die Gemeinden verpflichtet, umgehend nach 
dem entsprechenden Gemeinderatsbeschluss unaufgefordert die Stra-
ßenneubenennungen beziehungsweise Änderungen in den Straßenna-
men an das Landesamt für Statistik in elektronischer Form mitzuteilen. 
Im Falle einer Straßenteilung muss die Änderungsmeldung auf Haus-
nummernebene erfolgen.

Diese Pflicht der Gemeinden endet mit der Durchführung des register-
gestützten Zensus, d.h. spätestens vier Jahre nach dem Zensusstich-
tag (vgl. § 31 Abs. 1 und 3 und § 33 Abs. 1 ZensG 2022). Das Thürin-
ger Landesamt für Statistik informiert die Gemeinden entsprechend über 
diesen Zeitpunkt.
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Zu Absatz 2:

Die Regelungen des Absatzes 1 gelten sinngemäß, wenn die Gemein-
de oder der Gemeindeverband ausschließlich eine Neuzuordnung der 
Hausnummern vornimmt. Gleiches gilt auch für alle weiteren Verände-
rungen von anschriftdefinierenden Variablen (Postleitzahl, Gemeinde-
name und Ortsteilnamen).

Zu § 11:

In § 11 werden die Zuständigkeiten für die Vollstreckung der Auskunfts-
pflichten nach dem Zensusgesetz 2022 festgelegt. Da der Zensus in gro-
ßen Zeitabständen durchgeführt wird, ist die Sicherstellung vollständi-
ger und rechtzeitiger Auskünfte ein primäres Ziel.

Das Abschottungsgebot verlangt nicht, dass alle im Zusammenhang mit 
dem Zensus 2022 zu erledigenden Verwaltungstätigkeiten ausschließ-
lich von den örtlichen Erhebungsstellen durchgeführt werden. Die Tren-
nung der Erhebungsstellen von den anderen Verwaltungsstellen dient im 
Wesentlichen der Sicherung des Statistikgeheimnisses. Dieser sensible 
Bereich wird durch die Beteiligung der für die Zwangsvollstreckung all-
gemein zuständigen Stellen der kreisfreien Städte und Landkreise nicht 
tangiert. Die örtlichen Erhebungsstellen dürfen deshalb diesen Stellen 
mitteilen, welche Angaben ein Auskunftspflichtiger verweigert hat und 
Erhebungsunterlagen vorlegen, soweit sie für das betreffende Zwangs-
vollstreckungsverfahren erforderlich sind.

Zu § 12:

Durch § 12 wird die nach § 44 Abs. 3 des Thüringer Verwaltungszustel-
lungs- und Vollstreckungsgesetzes erforderliche Rechtsgrundlage für 
die Vollstreckung von Auskunftspflichten nach dem Zensusgesetz 2022 
gegen Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ge-
schaffen.

Zu § 13:

Mit dieser Regelung wird festgelegt, dass die Einlegung eines Rechts-
behelfs gegen den Heranziehungsbescheid zur Erfüllung der Auskunfts-
pflichten keine aufschiebende Wirkung entfaltet, da der Auskunftspflicht 
nachgekommen werden muss und das Verfahren vor dem Verwaltungs-
gericht nicht abgewartet werden kann. Anderenfalls wären umfangreiche 
Antwortausfälle zu erwarten, die die Belastbarkeit des Zensusergebnis-
ses negativ beeinflussen würden. Dies gilt auch für die Anfechtungskla-
gen gegen den Feststellungsbescheid, da mit der nach § 2 festgestellten 
amtlichen Einwohnerzahl sofort gearbeitet werden muss.

Zu § 14:

Durch das vorliegende Gesetz wird insbesondere die Verpflichtung von 
kreisfreien Städten und Landkreisen zur Einrichtung und Organisation 
von örtlichen Erhebungsstellen zur Durchführung des Zensus 2022 vor 
Ort getroffen. Da es sich hier um eine Aufgabenübertragung im Bereich 
des übertragenen Wirkungskreises handelt, ist das Land nach dem in 
Artikel 93 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung des Freistaats Thüringen fest-
geschriebenen Konnexitätsprinzip gehalten, zur Deckung der anfallen-
den Kosten der kreisfreien Städte und Landkreise eine Erstattungsre-
gelung zu treffen.
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Grundlage für die Kostenerstattung ist die von allen Statistischen Lan-
desämtern durchgeführte Kostenkalkulation für die von den örtlichen Er-
hebungsstellen durchgeführten Aufgaben und eine Gesamtkalkulation 
des Landesamtes für Statistik.

Der Mehrbelastungsausgleich an die Landkreise und kreisfreien Städte 
erfolgt durch die Gewährung eines Fixbetrages für die Einrichtung und 
den Betrieb der örtlichen Erhebungsstellen und durch einen variablen 
aufwandsbezogenen Betrag.

Die Einzelheiten der Kostenerstattung werden in einer Rechtsverord-
nung durch das für das Statistikwesen zuständige Ministerium geregelt. 
Die darin festgesetzten Beträge basieren jeweils auf den Berechnungen 
des voraussichtlichen tatsächlichen Aufwands.

Für die nach § 10 erforderlichen Datenübermittlungen an das Landes-
amt für Statistik erfolgt keine gesonderte Kostenerstattung. Die Gemein-
den nehmen diese Verpflichtung im eigenen Wirkungskreis wahr. Die 
dabei entstehenden Kosten werden im Rahmen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs abgegolten.

Zu § 15:

Für den Fall, dass die Bundesregierung nach § 36 a ZensG 2022 von 
ihrer Verordnungsermächtigung Gebrauch macht, wird die Landesre-
gierung ermächtigt, die notwendigen Anpassungen am Landesgesetz 
durch Rechtsverordnung vorzunehmen.

Zu § 16:

Diese Bestimmung sieht die sprachliche Gleichstellung vor.

Zu § 17:

In dieser Bestimmung ist das Inkrafttreten des Thüringer Gesetzes zur 
Ausführung des Zensusgesetzes 2022 festgelegt.



2. Vom Einbringer übersandte Daten



Formblatt zur Datenerhebung

nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes

Jede natürliche oder juristische Person, die sich mit einem schriftlichen Beitrag an einem

Gesetzgebungsverfahren beteiligt hat, ist nach dem Thüringer

Beteiiigtentransparenzdokumentationsgesetz (ThürBeteildokG) verpflichtet, die nachfolgend
erbetenen Angaben - soweit für sie zutreffend - zu machen.

Die Informationen der folgenden Felder 1 bis 6 werden in jedem Fall als verpflichtende

Mindestinformationen gemäß § 5 Abs. 1 ThürBeteikjokG in der Beteitigtentransparenzdokumentation

veröffentlicht. Ihr inhaltlicher Beitrag wird zusätzlich nur dann auf den internetseiten des

Thüringer Landtags veröffentlicht, wenn Sie ihre Zustimmung hierzu erteilen.

Bitte gut leserlich ausfüllen und zusammen mit der SteHungnahme senden!

Zu weichem Gesetzentwurf haben Sie sich schriftlich geäußert (Titel des Gesetzentwurfs)?

Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 (ThürAGZensG 2022), Gesetzentwurf der
Landesregierung, Drs. 7/2237

1.

2.

Haben Sie sich als Vertreter einer juristischen Person geäußert, d. h. als Vertreter einer

Vereinigung natürlicher Personen oder Sachen (z. B. Verein. GmbH, AG, eingetragene

Genossenschaft oder öffentliche Anstalt, Körperschaft des Öffentlichen Rechts, Stiftung des
öffentlichen Rechts)?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1,2 ThürBeteiidökG; Hinweis: Wenn nein, dann weiter mit Frage 2. Wenn Ja, dann weiter mit Frage 3.)

Name

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen
Spitzen verbände (Thür. Landkreistag,
Gemeinde- u. Städtebund Thüringen)

Geschäfts- oder Dienstadresse

Straße, Hausnummer (oder Postfach)

Postleitzahl, Ort

Organisationsform

Richard-Breslau-Straße 13/14

99094 Erfurt

Haben Sie sich als natürliche Person geäußert, d. h. als Privatperson?
(§ 5 Abs. 1 Nr 1, 2 ThürBeteifdokG) :

Name Vorname

E j Geschäfts- oder Dienstadresse D Wohnadresse

(Hinweis: Angaben zur Wohnadresse sind nur erforderlich, wenn keine andere Adresse benannt wird. Die Wohnadresse
wird in keinem Fall veröffent!icht.)

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort



3.

4.

5.

6.

Was ist der Schwerpunkt Ihrer inhaltlichen oder beruflichen Tätigkeit?
(§ 5 Abs. 1 Nr. SThürBeteiidokG)

[Die Beteiligten haben keine Information übermittelt.]

Haben Sie in Ihrem schriftlichen Beitrag die entworfenen Regelungen insgesamt eher

Il befürwortet,

ü abgelehnt,

U ergänzungs- bzw. änderungsbedürftig eingeschätzt?

Bitte fassen Sie kurz die wesentlichen Inhalte (Kernaussage) Ihres schriftlichen Beitrages zum

Gesetzgebungsverfahren zusammen!

(§ 5 Abs. 1 Nr, 4ThürBeteik)okG)

[Die Beteiligten haben keine Information übermittelt.]

Wurden Sie vom Landtag gebeten, einen schriftlichen Beitrag zum Gesetzgebungsvorhaben

einzureichen?
(§ 5 Abs. 1 Nr 5 ThürBeteildokG)

U Ja (Hinweis: weiter mit Frage 6) D nein

Wenn Sie die Frage 5 verneint haben; Aus weichem Antass haben Sie sich geäußert?

[Die Beteiligten haben keine Information übermittelt.]

tn welcher Form haben Sie sich geäußert?

U per E-Maii

n per Brief

Haben Sie sich als Anwalts kanzle i im Auftrag eines Auftraggebers mit schriftlichen Beiträgen
am Gesetzgebungsverfahren beteiligt?
(§ 5 Abs. 1 Nr. 6Thür8eteildokG)

a ja D nein (weiter mit Frage 7)

Wenn Sie die Frage 6 bejaht haben: Bitte benennen Sie Ihren Auftraggeber!

[Die Beteiligten haben keine Information übermittelt.]



7.

Stimmen Sie einer Veröffentlichung Ihres schrifttichen Beitrages in der
BetejligtentransparenzdokumentatEon zu?
(§ 5 Abs, 1 Satz 2 ThürBetelidokG)

G ja U nein

Mit meiner Unterschrift versichere ich die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben.
Änderungen in den mitgeteilten Daten werde ich unverzüglich und unaufgefordert bis zum Abschiuss

des Gesefzgebungsverfahrens mitteilen.

Ort, Datum Unterschrift

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet



Mitteilung nach § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG über angehörte Stellen außerhalb der Landesverwaltung zum Gesetzentwurf
eines Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetees 2022

§ 5 Abs. 1 ThürBeteifdokG:

In der Beteiligtenfransparenzdokumenfation sind folgende Informationen zu vermerken:
1. die Namen der natürlichen und juristischen Personen unter Angabe ihrer Organisationsform,
2. die Geschäftssdresse Juristischer Personen sowie die Geschäfts- oder Dienstadresse natürlicher Personen; Wohnadressen natürlicher Personen werden nur verlangt, wenn

keine andere Adresse vorliegt, und werden nicht verötfenfiicht,
3. Schwerpunkt der inhaläichen oder beruflichen Tätigkeit der natürlichen oder Juristischen Personen,
4. Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte des Beitrags zum Jeweiligen Gesetzgebungsverfahren,
5. für den Fall einer Eigeninitiative der natürlichen oder Juristischen Person Angaben zu Anlass, Form und Inhalt der Eigeninitiative,
6. beteiligte Anwaltskanzieien haben ihren Auftraggeber zu benennen.

Mit Angabe der Informationen nach den Nummern 1 bis 6 haben die Beteiligten zu erklären, ob sie ihre Zustimmung
zur Veröffentlichung ihrer Beiträge im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens geben; auch bei Nichtveröffentiichung
der Beiträge mangels Zustimmung werden die Informationen entsprechend den Nummern 1 bis 6 als verpflichtende
Mindestinformationen veröffentlicht.

Die Angaben geben die von den Beteiligten übermittelten Informationen wieder. Eine Gewähr für deren Richtigkeit kann von der Landesregierung
nicht übernommen werden.

Name und ggf. Organ isationsform gem. Zi. 1:
Gemeinde- und Städtebund Thüringen e. V.

Adresse gem. ZL 2:
Richard-Breslau-Straße 14, 99094 Erfurt

Tätigkeit gem. ZL 3:
Kommunaler Spitzenverband

Zusammenfassung des Inhaltes gem. Zi. 4:
Konstruktive Bewertung des Gesetzentwurfs mit Änderungs- und Ergänzungsvorschlägen

Die Zustimmung zur Veröffentlichung des gesamten Beitrags gem. § 5 Abs. 1 S.2 im Internet:

D wird erteilt. _X wird nicht erteilt. (Zutreffendes bitte ankreuzen)



iVlitteilung nach § 5 Abs. 1 ThürBeteildokG über angehörte Stellen außerhalb der Landesverwaltung zum Gesetzentwurf
eines Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022

§ 5 Abs. 1 ThürBeteifdokG;

!n der Beteiligtentransparenzdokumentation sind folgende informationen zu vermerken:
1. die Namen der natüriichen und jurisüschen Personen unter Angabe ihrer Organ is ationsform,
2. die Geschäftsadresse juristischer Personen sowie die Geschäfts- oder Dienstadresse natüriicher Personen; Wohnadressen natüriicher Personen werden nur verlangt, wenn

keine andere Adresse vorliegt, und.werden nicht veröffentlicht,
3. Schwerpunkt der inhaltiichen oder beruflichen Tätigkeit der natürlichen oder juristischen Personen,
4. Zusammenfassung der wesentlichen Inhaite des Beitrags zum jeweiligen Gesetzgeb u ngs verfahren,
5. für den Fall einer Eigen initiative der natürlichen oder juristischen Person Angaben zu Anlass, Form und Inhalt der Eigeninitiative,
6. beteiligte Anwaltskanzleieh haben ihren Auftraggeber zu benennen.

Mit Angabe der Informationen nach den Nummern 1 bis 6 haben die Beteiligten zu erklären, ob sie ihre Zustimmung
zur Veröffentlichung ihrer Beitrage im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens geben; auch bei Nichtveröffent!ichung
der Beiträge mangeis Zustimmung werden die informationen entsprechend den Nummern 1 bis 6 als verpflichtende
Mindestinformationen veröffentlicht.

Die Angaben geben die von den Beteiligten übermittelten Informationen wieder. Eine Gewähr für deren Richtigkeit kann von der Landesregierung
nicht übernommen werden.

Name und ggf. Organisatlonsform gem. Zi. 1:
Thüringische Landkreistag e. V.

Adresse gem. Zi. 2:

Richard-Breslau-Straße 13, Erfurt
Tätigkeit gem. Zt. 3:
Kommunaler Spitzenverband i.S.v. §§ 126, 127
ThürKO, Art. 91 Abs. 4 ThürVerf

Zusammenfassung des Inhaltes gem. 2i. 4:
Bewertung des- Entwurfs eines Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 aus kreisticher Perspektive

Die Zustimmung zur Veröffentlichung des gesamten Beitrags gem. § 5 Abs. 1 3.2 im Internet:

D wird erteilt. . x wird nicht erteilt. (Zutreffendes bitte ankreuzen)



für den Datenschutz und die Informationsfreiheit

Postsendungen bitte an die Postanschrift des TLfDI, Postfach 900455, 99107 Erfurt!

Thüringer Landesbeaüftragter für den Datenschutz und

diBlfifomnationsftsiheit(TLfDl), PF 9004S5.98107 Erfurt

Thüringer Ministenum für Inneres
und KommunaleSp
Steigerstraße 24 ^-|
99096 Erfurt M

L

'TNMndW L.ir,!st;.ium ?1-
inR.:^urJ?:i';-!"f"1^ Anl.

09Jov. 2020
A

j4_

Erfurt, den : 5. November 2020

Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022

Ihr Schreiben vom 04.11.2020, 

Sehr geehrte Damen und Herren,

für die Ubersendung des o. g. Entwurfs und die Möglichkeit der Stellungnahme

bedanke ich mich.

Neben den aus technisch-organisatorischer Datenschutz-Sicht mitgeteilten An-

merkungen zum Entwurf des Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusge-

setzes 2021 (s. Schreiben des Thüringer Landesbeauftragten für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit (TLfDf) vom 17.04.2020, Az: 811-1/2020.3; als Anlage

beiliegend) hat der TLfDI zum o. g. Entwurf keinen weiteren Änderungsbedarf oder

Hinweise. .

Mit freundlichen Grüßen

im Auftrag

Anlage
Postanschritt: Postfach 900455

9910? Erfurt
Dlenslgebäude: HMerstraSe 6

98096 Erfurt
Telefon; 0361 57-3112900
Telefax; 0381 57-3112904
&Ma!S*: poststelle@tfatenschulz.thueringen.d6
Inlemet; www.tiWi.de

•Die genannlß K-MaH-AdröSse dient nur für den Empfang cinfachar MiltBilunaoFi ohno Sisnstur/ VerschlGsselung und (ur mil PGP vefschlüsssHe Miltallungen.

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



IVlitteilung nach § 5 Abs. 1 ThürBeteiIdokG über angehörte Stellen außerhalb der Landesverwattung zum Gesetzentwurf
eines Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022

§ 5 Abs. 1 ThürBeteiidokG: • . •

In der Beteiligtentransparenzdokumentation sind foigende Informationen zu vermerken:
1. die Namen- der natürlichen und juristischen Personen unter Angabe ihrer Organ isationsfpnn,
2. die Geschäftsadresse juristischer Personen sowie die Geschäfts- oder Dlenstadresse natürlicher Personen; Wohnadressen natürlicher Personen werden nur verlangt, wenn

keineandereAdresse vorliegt, und werden nicht veröffentlicht, . •
3. Schwerpunkt der inhaitijchen .oder beruflichen Tätigkeit der natüTlichen oder juristischen Personen, .
4. Zusammenfassung der wesentlichen inhalte des Beitrags zum jeweiligen Gesetzgebungsverfahrent * '
5. für'den Fall einer EEgeninitiatJve der natürlichen oder-juristischen Person Angaben zu Anlass, Form und Inhalt der Eigeninitiative,
6. beteiligte Anwaltskanzleien haben ihren Auftraggeber zu benennen. . ' .

Mit Angabe der Informationen nach den Nummern 1 bis 6 haben die Beteiligten zu erklären, ob sie ihre Zustimmung
zur Veröffentlichung ihrer Beiträge im Rahmen des Gesetzgeb u ngs Verfahrens geben; auch bei Nichtveröffentiichung
der Beiträge mangeis Zustimmung werden die Infonrsationßn entsprechend den Nummern 1 bis 6 als verpflichtende
[Vlindestinfomnationen veröffentlicht. • • • .

Die Angäben geben die von den Beteiligten übermittelten Informationen wieder. Eine Gewähr für deren Richtigkeit kann von derLandesregierung
nicht übernommen werden. -

Name und ggf. Organ isationsform gem. Zi. 1:
Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz
und die Informationsfreiheit;
Oberste Landesbehörde.

Adresse gem. Zi..2:
Häßlerstraße 8
99096 Erfurt

Tätigkeit gem. ZL'3:
Datenschutzrechtliche Aufsicht und Beratung

- Zusammenfassung des Inhaltes gem. Zi. 4:
Aus technisch-organisatorischer Datenschutz-Sicht hat der TLfDi folgende Anmerkungen:

„Zur Einordnung der möglichen technischorganisatorischen Regelungen muss erwähnt werden, dass die zentrale. Vorgabe für

die zu nutzende Technik, Software und damit auch die technisch - organisatorischen Maßnahmen, wie Verschlüsselung,

Transportverschlüsselung, Rechte- und Rollenkonzept der Software, beim Statistischen Bundesamt liegt und damit im



Landesgesetz nicht geregelt werden kann. Im Landesgesetz können tatsächlich nur Regelungen zur Zugangsbeschränkung und

zur Sicherung der Aufbewahrung von Papierfrägebögen getroffen werden.

Kern derZutrittsregelung sind §§ 6. und 7 des Gesetzentwurfes. Hier sind die Regelungen zum Zutritt zu den Räumlichkeiten der

Erhebungsstelle und den Zugriffsrechten auf Papierunterlagen ausreichend geregelt (d. h. der Landratbzw. Oberbürgermei'ster

legt konkrete Maßnahmen fest). Auch die sichere Aufbewahrung der ausgefüllten Papierfragebögen und technischen Endgeräte

zur Datenerfassung in der Erheb ungsstelle ist in § 7 Abs. 3 des Gesetzentwurfes hinreichend genau beschrieben. Dennoch würde

derTLfDi empfehlen, die sichere Aufbewahrung von Umfrageunteriagen und Endgeräte in der Erhebungssteiie in derAüfzähiung

des § 6 Abs. 4 des Gesetzentwurfes mit aufzunehmen und so eine gezielte Umsetzung zu erwirken. •

Es fällt allerdings auf, dass bisher ungeregelt ist, wie diese Daten nach der Abholung im Landesamt für Statistik gelagert werden

soiien. Hier ist in- § 5 Abs. 2 bisher nur. geregelt, dass das Landesamf für Statistik gegenüber den Trägern der örtlichen

Erhebungsstellen Anordnungen trifft. An dieser Stelle sollte noch festgelegt werden, dass das Landesamt für Statistik auch zur

Aufbewahrung und Verarbeitung der erfassten Daten Sicherheitsvorkehrungen nach Art. 32 DS-GVO für sich selbst zu treffen hat

(auch wenn dies implizit klar ist, da Art. 32 DS-GVO für alle Stellen der Datenverarbeitungskette gilt)."

Die Zustimmung zur Veröffentlichung des gesamten Beitrags gem. § 5 Abs. 1 S.2 im Internet:

^ wird erteilt. __ a wird nicht erteiit. (Zutreffendes bitte ankreuzen)



Freistaat

Thüringen g|
^St.5i'i

Thüringer
Rechnungshof

4.Senat

ThQringec Rechnungshof- Poslfäch fO 0-1 37 • 07391 Rudolstadt

Thüringer Ministerium
für Inneres und Kommunaies
Sfeigerstraße 24
99096 Erfurt

Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgeset"
zes 2022 (ThürAGZensG 2022}
ihre E-Matfs vom 4, und 5, November 2020

Der Rechnungshof dankt für di6 UntemchtUng ü.bei" den Entwurf eines Thü-
ringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 (ThürAGZensG
2022), Er hat ihn zur Kenntnis genommen.

Das ausgefüllte Formblatt nach dem Thüringer Beteiligtentransparenzdokü-
mentationsges&tz ist beigefügt..

Rudoistadt,
16. November 2020

Vorsitzende des Senats Mitgifed des Senats

Beglaubigt;

Anlag? .

i/f'y:^
/'^y'^^^i

'^ ^iiL;-..'' :--'-", 'l,-l f

^s^t;^^y
^s?^y

Thüringer
Rechnungsftof
Burgstraße 1
07407.Rudo1sIadE

iArww.rachnungshof.thOringen.de

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.



IVUtteilung nach § 5 Abs. 1 ThürBefeildokG über angehörte Stellen außerhalb der Landesverwaltung zum Gesetzentwurf
eines Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022

§ 5 Abs. 1 ThürBeteildokG: ' • .

In der Beteifigtenlransparenzdokumenlalion sind folgende fnformalionen zu vermerken:
1. die Namen der natürlichen und Juristischen Personen unter Angabe Ihrer Organisatlonsform,
2. die Geschsftsadresse juristischer Pefsonen sowie die Geschäfts- oder Dienstadresse naturficher Personen; Wohnadressen natürlicher Personen werden nur verlangt, wenn

keine andere Adresse vorliegt, und werden nicht veroffenliitht, - '
3, Schwerpunkt der inhaltlichen oder bsrufllchen TatEgkeiE der natürlichen oder juristEschen Personen,
4. Zusammenfassung der wesentlichen Snhalte des Beitrags zum jeweiligen Gesetzgebungsverfahren,
5. Für den Faii einer Eigeninilialive der nalürlichen oder juristischen Person Angaben zu Antass, Form und Inhalt der Eigeniniüative,
G. beteiligte Anwaitskanzlalen haben ihren Auftraggeber zu banennsn. - ' .

Mit Angabe der Informationen nach den Nummern 1 bis 6 haben die Beteiligten zu erRiären, ob sie ihre Zustimmung ~ .
zur Veröffentjichung ihrer Beiträge im Rahmen des GesetzgebungsvBrfahrens geben; auch bei NichtverörtenEiichung .
der Beitrage mangels Zustimmung werden die Informationen entspreaherTd den Nummern 1 bis 6 als verpflichtende
Mindestinformattonen veröffentRcht. -

Die Angaben geben die von den Beteiligten übermittelten Informationen wieder. Eine Gewähr für deren Richtigkeit kann von der Landesregierung
nicht übernommen werden. - - - .

Name und ggf. Organisationsform gem. Zl 1:
Thüringer Rechnungshof
Oberste Landesbehörde

Adresse gern. Zi. 2:
Burgstraße 1
07407 Rudolstadt

Tätigkeit gem. Zi. 3:
Fmanzkontrolfe

Zusammenfassung des Inhaltes gem. Zi. 4:
Der Thüringer Rechnungshof nimmt den Entwurf des Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 zur Kenntnis.

Die Zustimmung zur Veröffentlichung des gesamten Beitrags gern. § 5 Abs. 1 S.2 Em Internet:

S wird erteilt. • • ' , . D wird nichE erteilt. (Zutreffendes bitte ankreuzen)



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge

Die folgenden natürlichen und juristischen Personen haben sich im Rahmen des parlamentarischen
Anhörungsverfahrens beteiligt. Die von den Beteiligten eingereichten Formblätter zur Datenerhebung
nach §  5  Abs.  1  des  Thüringer  Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes  (ThürBeteildokG)
wurden aufgrund des Wegfalls des Verfügungsgrundes gemäß § 6 Satz 2 ThürBeteildokG gelöscht.

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit
Thüringer Landesamt für Statistik
Gemeinde- und Städtebund Thüringen
Thüringischer Landkreistag
Statistisches Bundesamt

Die Beiträge der Beteiligten sind in der Beteiligtentransparenzdokumentation nur enthalten, wenn die
Zustimmung zur Veröffentlichung erteilt wurde.



    

Thüringer Landesbeauftragter 
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für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 

 

     

     

Postsendungen bitte an die Postanschrift des  TM!,  Postfach 900455, 99107 Erfurt! 

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz und 

die Informationsfreiheit (TLfDl), PF 900455, 99107 Erfurt 

  

Thüringer Landtag 
Innen- und Kommunalausschuss 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 

Erfurt, den : 5. Juli 2021 

THOR LANDTAG POST 
06_07 2021 14:16 

49490 (Z.0 Z 

Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 (ThürAGZensG 2022) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 7/2237 - 

dazu: Änderungsantrag der Fraktion der FDP - Vorlage 7/2114 - 

Anhörungsverfahren gemäß § 79; 112 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Thüringer 

Landtags 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

sehr geehrter Herr Stöffler, 

für die Übersendung des o. g. Gesetzentwurfs sowie des o. g. Änderungsantrags 

und die Möglichkeit einer Stellungnahme im Anhörungsverfahren bedanke ich mich. 

Aus Sicht des TIM' ergeben sich folgende Hinweise zu den beiden Dokumenten: 

I. Gesetzentwurf der Landesregierung:  

Der für 2021 geplante EU-weite Zensus wurde wegen der  Corona-Pandemie um ein 

Jahr verschoben, als neuer Stichtag wurde der 15.05.2022 festgelegt. 

(https://vvwvv.bqbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzei-

ger  BGBI&jumpTo=bgb1120s2675.pdf# bgbl °/02F%2F"/05B°/040attr id°/03D%2  

7bgb1120s2675.pdP/027°/05D 1625250220267). 

Postanschrift: Postfach 900455 Dienstgebäude: Häßlerstraße 8 Telefon: 0361 57-3112900 
99107 Erfurt 99096 Erfurt Telefax: 0361 57-3112904 

E-Mail*: poststelle©datenschutz.thueringen.de  
Internet: www.tifdi.de  

*Die genannte E-Mail-Adresse dient nur für den Empfang einfacher Mitteilungen ohne Signatur/ Verschlüsselung und für mit POP verschlüsselte Mitteilungen. 
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Rechtsgrundlage für die Durchführung von Zensus 2022 ist das Zensusgesetz 2022 

(ZensG 2022) und das Zensusvorbereitungsgesetz 2022 (ZensVorbG 2022). 

Der vorliegende Entwurf des Landesgesetzes dient, die Ausführung des Zensusge-

setzes für Thüringen zu regeln. 

§§ 6 und 7 des Gesetzentwurfes regeln dabei die Trennung der örtlichen Erhe-

bungsstellen von anderen Verwaltungsstellen, die organisatorischen und techni-

schen Maßnahmen sowie die Sicherung der Erhebungsunterlagen. 

So wird u. a. geregelt, dass die örtlichen Erhebungsstellen alle Erhebungsunterla-

gen und eingesetzten Endgeräte, die Einzelangaben enthalten, sicher aufzubewah-

ren sind (§ 7 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzentwurfes). 

§ 7 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzentwurfes regelt zudem, dass die örtlichen Erhebungs-

stellen Sorge dafür zu tragen haben, dass die Erhebungsunterlagen und die einge-

setzten Endgeräte zu jeder Zeit Unbefugten nicht zugänglich sind. 

Der TUDI regt in diesem Zusammenhang an zu prüfen, ob § 7 Abs. 3 des Gesetz-

entwurfes lieber in der Aufzählung des § 6 Abs. 4 des Gesetzentwurfes mit aufge-

nommen werden sollte, da diese zu treffenden Maßnahmen auch in den schriftli-

chen Dienstanweisungen verankert werden sollten. 

In diesem Zusammenhang sollte auch geprüft werden, ob in § 6 Abs. 4 des Geset-

zesentwurfes zusätzlich auch aufgenommen werden kann, dass der behördenin-

terne Datenschutzbeauftragte ordnungsgemäß und frühzeitig in alle mit dem Schutz 

personenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen eingebunden wird (Art. 

38 Abs. 1 DS-GVO). Diese Ergänzung stellt sicher, dass bei der Umsetzung von 

Zensus 2022 tatsächlich die Umsetzung von Art. 38 DS-GVO berücksichtigt wird 

und explizit für Zensus 2022 in den zu erstellenden Dienstanweisungen verankert 

wird. 

Anzumerken ist noch, dass in § 5 Abs. 2 des Gesetzentwurfes bisher nur geregelt 

ist, dass das Landesamt für Statistik gegenüber den Trägern der örtlichen Erhe-

bungsstellen Anordnungen trifft. Nicht geregelt scheint bisher, was das Landesamt 

für Statistik bei der Ausführung des Zensusgesetzes 2022 selbst zu beachten hat, 

auch die Trennung der datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeiten der einzelnen 
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Akteure ist nicht erkennbar. Es wird deshalb empfohlen, diesbezüglich eine Rege-

lung einzufügen oder auf eine entsprechende Regelung hinzuweisen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf die Ausführungen des Bundesbe-

auftragten für Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) in seinem 28. Tätig-

keitsbericht unter Pkt. 5.4 von 2019 hinweisen: „Neu ist beim Zensus 2021 die erst-

mals zentral dem Statistischen Bundesamt obliegende Verwaltung des Gesamtda-

tenbestands. Die Zusammenarbeit des Bundesamtes mit den Landesämtern für 

Statistik in Bezug auf die Vorbereitung, Durchführung und Auswertung des Zensus 

und die Vorgaben der DSGVO bedingen insbesondere die Notwendigkeit, die da-

tenschutzrechtlichen Verantwortlichkeiten der statistischen Ämter gesetzlich ein-

deutig und hinreichend trennscharf zu regeln. Dies ist u. a. für die Wahrung der 

Betroffenenrechte von zentraler Bedeutung. Leider ist der Gesetzgeber meinem 

diesbezüglichen Petitum nicht gefolgt." 

(https://dserver.bundestag.de/btd/19/199/1919900.pdf)  

II.  Änderungsantrag der FDP:  

Der Änderungsantrag der FDP beinhaltet in § 6 Abs. 1 die „Abschottung" des Aus-

kunftsbereiches. 

Begründet wird dies mit dem Vorhandensein eines ähnlichen Passus im Vorgänger-

gesetz und der Wahrung des Grundrechtes auf informationelle Selbstbestimmung. 

Insbesondere sei auch nur dadurch gewährleistet, dass Dritte keine Informationen 

erlangen können. Angeführt wird dabei insbesondere die Problematik im ländlichen 

Raum. Der Abschottungsbegriff wird vorliegend indes nicht konkretisiert; in der Ge-

setzesbegründung ist ergänzend von „Abschirmung" die Rede. 

Das Ansinnen der FDP ist vom Grundsatz her nachvollziehbar. 

Nach Ansicht des TUDI könnte aber durch die beantragte Formulierung den örtlich 

zuständigen Behörden die Möglichkeit genommen werden, alternative Maßnahmen 

zum Schutz der Vertraulichkeit der personenbezogenen Daten während eines Aus-

kunftsgespräches zu treffen. Hier kämen z. B. auch strenge Zutrittsregelungen in 

Frage, dass bspw. nur ein Auskunftsempfänger in den Räumlichkeiten der Zensus-

stelle anwesend sein darf. 
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Gleichwohl geht der TUDI davon aus, dass entsprechend der Sensibilität der per-

sonenbezogenen Daten im Zusammenhang mit der Bevölkerungs-, Gebäude- und 

Wohnungszählung (Zensus) und der Einhaltung der normierten Regelungen der Eu-

ropäischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) im „Auskunftsbereich für 

Rückfragen" die technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß DS-GVO 

getroffen werden, um datenschutzrechtliche Verstöße auszuschließen. Für Rück-

fragen der Auskunftspflichtigen sowie zur Abgabe der Erhebungsunterlagen muss 

ein Auskunftsbereich bei der Erhebungsstelle dergestalt eingerichtet bzw. organi-

siert werden, dass eine datenschutzwidrige Einsichtnahme in Erhebungsunterlagen 

ausgeschlossen ist. 

Um den berechtigten Bedenken der FDP Rechnung zu tragen, möchte der TUDI 

aus seiner Sicht einen pragmatischen Alternativ-Vorschlag einbringen. Schon allein 

aus der Überlegung heraus, dass die jeweiligen Vor-Ort-Begebenheiten Berück-

sichtigung finden sollten: 

Zu überlegen wäre, ob nicht im Gesetzesentwurf der Landesregierung in § 6 Abs. 4 

zusätzlich aufgenommen werden könnte, dass auch das Verfahren der Auskunft 

durch Betroffene durch die zuständigen Stellen zu regeln ist. 

§ 6 Abs. 4 Nr. x könnte lauten: das Verfahren einschließlich der Umsetzung 

von Auskunft von Betroffenen konkret zu regeln ist 

Dies hätte den Vorteil, dass per Dienstanweisung der jeweilige zuständige Oberbür-

germeister oder der Landrat entsprechend den Gegebenheiten vor Ort, per Dienst-

anweisung das Auskunftsverfahren konkret festlegen muss. 

Mit #réundlichen Grüßen  

Dr. Lu z sse  

Anlage 
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Informationen zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch den TUDI (Stand Februar 
2020)  

Um seine Aufgaben nach der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) zu erfüllen, verarbeitet der Thürin-
ger Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Ihre Daten. Wir möchten Sie gerne 
nach Maßgabe der Art. 13 DS-GVO über diese Verarbeitung informieren. 

1. Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist der 
Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit (TLfDI). Sie erreichen 
uns unter folgenden Kontaktdaten: 

TUDI 
Häßlerstraße 8 
99096 Erfurt  
Tel.:  +49 (361) 57-3112900 
Fax: +49 (361) 57-3112904 
Mail: poststelleedatenschutz.thueringen.del  

2. Der TUDI nimmt die Aufgaben und Befugnisse 
nach Art. 51, Art. 57 Abs. 1, Art, 58 DS-GVO i. V. 
m. § 40 Abs. 1 BDSG2  i. V. m. § 4 Abs. 1 ThürDSG 
wahr. Zu Zwecken der Durchführung dieser Aufga-
ben und der hierzu notwendigen Ausübung von Be-
fugnissen werden Ihre Daten verarbeitet. Rechts-
grundlage dieser Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 S. 
1  lit.  e) DS-GVO i. V. m. § 16 Abs. 1 ThürDSG. 

3. Dabei werden folgende Datenkategorien verarbei-
tet: Angaben zu Ihrer Person sowie dazugehörige 
Kontaktdaten, Sachverhalts-informationen und Be-
weismittel. Grundsätzlich werden diese Daten nur 
durch den TUDI verarbeitet. Diese Daten können 
jedoch, soweit es für die Aufgabenerfüllung erfor-
derlich und zulässig ist, an folgende Empfängerka-
tegorien weitergegeben werden: an Gerichte und 
andere Behörden in Deutschland oder innerhalb 
der Europäischen Union bzw. des Europäischen 
Wirtschaftsraumes, an Beschwerdeführer/ Be-
schwerdegegner sowie an Archive. 
Entstehen im Rahmen der Tätigkeit des TUDI Kos-
ten, die dieser erhebt oder Zahlungsansprüche ge-
genüber dem TUDI, die dieser begleicht, so werden 
die hierfür notwendigen Daten an den Thüringer 
Landtag als Haushaltsstelle übermittelt. Zugriff auf 
die Daten haben alle mit der Abrechnung betrauten 
Behörden und das Thüringer Landesrechenzent-
rum als Dienstleister. 
Bei telefonischem Kontakt werden durch die TK-An-
loge  personenbezogene Daten, die ausschließlich 
zu Zwecken der technischen Sicherstellung des 
ordnungsgemäßen Betriebes gespeichert werden, 
verarbeitet. Gleiches gilt für IT-Dienstleister, die 
vom Thüringer Finanzministerium für die Sicherstel-
lung der zentralen TK-Anlage beauftragt wurden. 

4. Die regelmäßige Speicherfrist nach Abschluss ei-
nes Vorgangs beträgt fünf Jahre. Sind spezielle 
Aufbewahrungsfristen zu beachten, verlängert sich  

die Aufbewahrung entsprechend. Akten mit voll-
streckbaren Titeln werden jedoch mindestens bis 
zum Eintritt der Vollstreckungsverjährung aufbe-
wahrt. 

5. Aufgrund der Verarbeitung Ihrer personenbezoge-
nen Daten haben Sie das Recht auf Auskunft (Art 
15 DS-GVO), das Recht auf Berichtigung (Art. 16 
DS-GVO), das Recht auf Löschung (Art. 17 DS-
GVO), das Recht auf Einschränkung der Verar-
beitung (Art. 18 DS-GVO) und das Recht auf Wi-
derspruch* (Art. 21 DS-GVO). Darüber hinaus kön-
nen Sie sich mit einer Beschwerde an den/die be-
hördliche Datenschutzbeauftragte/n wenden, wenn 
Sie der Auffassung sind, dass der TUDI bei der Ver-
arbeitung Ihrer Daten datenschutzrechtliche Vor-
schriften nicht beachtet hat. Ebenso steht Ihnen ein 
Beschwerderecht bei einer Datenschutzaufsichts-
behörde zu. Für Thüringen ist das der TLfDl. 

6. Die/ den behördlicheln Datenschutzbeauf-
tragtehi erreichen Sie unter der Adresse des TLfDl3  
bzw. telefonisch oder per E-Mail unter:  
Tel.:  +49 (361) 57-3112980 oder E-Mail: 
datenschutzbeauftragteredatenschutz.thueringen.de   

7. Wenden Sie sich an den TUDI mit einer Be-
schwerde oder Anfrage, sind Ihre Angaben freiwil-
lig. Unterbleiben diese, kann Ihnen allerdings kein 
Ergebnis mitgeteilt werden. Die Nichtbereitstellung 
von personenbezogenen Daten kann in diesen Fäl-
len unter Umständen dazu führen, dass eine Bear-
beitung Ihres Anliegens mangels vollständigen 
Sachverhaltes und keiner Möglichkeit einer Rück-
frage nicht vorgenommen werden kann. 
Wendet sich der TUDI an Sie als Verantwortli-
cher/Auftragsverarbeiter im Rahmen eines Aus-
kunftsersuchens, ist die Bereitstellung der dort er-
fragten personenbezogenen Daten verpflichtend. 
Eine Nichtbereitstellung kann in solchen Fällen zu 
einem Sanktionsverfahren führen.2  

*Hinweis: Sie haben das Recht gegenüber dem 
TUDI aus Gründen die sich aus Ihrer besonderen 
Situation ergeben, gegen die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten zu widersprechen. 

verschlüsselte Nachrichten per PGP sind möglich 
2  Nur für den nichtöffentlichen Bereich 

3  Siehe Nr. 1. 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Thüringer Landtag 
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99096 Erfurt 

Der Präsident  

Anhörung zum Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 

2022 (Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 7/2237) und 
zum Änderungsantrag der Fraktion der FDP (Vorlage 7/2114) 

Vorbemerkungen 

Mit Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 
2022 (ThürAGZensG 2022) werden notwendige rechtliche Grundlagen für 
eine Aufgabenübertragung an die kreisfreien Städte und Landkreise und 
damit im Zusammenhang stehend die Einrichtung und der Betrieb von Er-
hebungsstellen auf Landesebene gelegt. 

Der Entwurf folgt auf das Zensusgesetz 2022 (ZensG 2022) vom 26. No-
vember 2019 (BGBl. I 2019 S. 1851 ff.), mit dem der Deutsche Bundestag 

die Durchführung des Zensus im Jahr 2022 angeordnet hat, Das Zensusge-
setz 2022 dient wiederum der Umsetzung der Verordnung (EG) Nr. 
763/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über Volks- und 

Wohnungszählungen vom 9. Juli 2008 (Amtsblatt der Europäischen Union 
Nr. L 218 S. 14), die gemeinschaftsweite Volks- und Wohnungszählungen 

vorschreibt. 

I. Bewertung des Gesetzentwurfs 

Aus Sicht des Thüringer Landesamtes für Statistik beinhaltet der Entwurf 
des Gesetzes zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 alle erforderlichen 
Regelungen, die für die mit dem Gesetz beabsichtigten Zwecke benötigt 

werden. Das  TLS  war an der Entwicklung des Gesetzentwurfs fachlich be-

teiligt. 

Bewertung des Änderungsantrages der Fraktion der FDP 

Zu § 6 Trennung der örtlichen Erhebungsstellen von anderen Verwal-

tungsstellen, organisatorische und technische Maßnahmen  

Erfurt 

5. Juli 2021  
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Dem Antrag der FDP-Fraktion kann aus fachlicher Sicht gefolgt werden, da 
vorgesehen ist, den sog. Auskunftsbereich innerhalb der Erhebungsstelle 

zu verorten. Zwingend erforderlich erscheint eine solche Regelung nicht, 
da nach § 6 Abs. 1 ThürAGZensG 2022 die örtlichen Erhebungsstellen oh-
nehin räumlich und organisatorisch von anderen Verwaltungsstellen zu 

trennen sind; dies schließt den Auskunftsbereich ein. 

Zu § 14 Kostenregelung 

Die Fraktion der FDP fordert in ihrem Änderungsantrag einen Mehrbelas-
tungsausgleich, der sich an den tatsächlich anfallenden Kosten orientiert 
(sog. „Spitzabrechnung"). Das  TLS  lehnt diese Vorgehensweise aus fachli-

cher Sicht und nachfolgenden Erwägungen ab: 

• Spitz abgerechnete Kosten erzeugen bei allen beteiligten Akteu-
ren erhebliche bürokratische und verwaltungstechnische Mehr-
aufwände, die in Folge der Prüfung der durch die Träger der Erhe-
bungsstellen angezeigten Kosten entsteht. 

• Im Rahmen dieser Prüfung entstehen Streitfälle, deren Bearbei-
tung erhebliche Ressourcen in personeller und zeitlicher Hinsicht 
bindet. Die Auszahlung der eingereichten Kosten kann damit un-
ter Umständen erst zeitlich sehr verzögert erfolgen, wodurch den 
Trägern der Erhebungsstellen notwendige Mittel fehlen, wenn sie 
benötigt werden. 

• Mit einer pauschalen Auszahlung der durch das  TLS  gemeinsam 
mit den Kommunalen Spitzenverbänden und Kommunalvertre-
tern ermittelten Kosten verfügen die Träger der Erhebungsstellen 
über den notwendigen finanziellen Spielraum, der für die Erledi-

gung der ihr übertragenen Aufgaben notwendig ist. 

• Mit dem System einer pauschalen Auszahlung der finanziellen 
Mehrbelastungen wird auf ein im Zensus 2011 bereits erfolgreich 

angewendetes Verfahren zurückgegriffen.  

III. Abschlussbemerkungen 

Das  TLS  weist darauf hin, dass die Verabschiedung des Thüringer Gesetzes 
zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 äußerst dringlich ist, weil die ört-
lichen Erhebungsstellen im Oktober dieses Jahres  volt  betriebsbereit ein-
gerichtet sein müssen. Die rechtliche Grundlage für die Einrichtung und 
den Betrieb der Erhebungsstellen und somit auch für die Bereitstellung fi-

nanzieller Mittel an die Träger der Erhebungsstellen muss mit dem vorlie-
genden Gesetzentwurf jedoch erst noch geschaffen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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Stellungnahme des Statistischen Bundesamtes zum 

Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 (Th0rAGZensG 2022) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 7/2237 - 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 31.05.2021 finden Sie nachstehend die Stellungnahme des 

Statistischen Bundesamtes zum Thüringer Gesetz zur Ausführung des Zensusgesetzes 2022 

(ThürAGZensG 2022) Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 7/2237, 

A. Zuständigkeit des Landesamtes  Mr  Statistik -§1 ThtirAGZensG-E 2022 - 

Der Gesetzestext des § 1 Absatz 2 lautet wie folgt;  

„Pas  Statistische Bundesamt stellt in Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Statistik die zur Erfül-

lung der Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen erforderlichen zentralen Verfahren zur  informa-

tions-  und Datenverarbeitung bereit" 

Die Gesetzesbegründung zu § 1 Absatz 2 führt dazu aus:  

„Pie  für die Vorbereitung undOurchführung des Zensus erforderliche  IT  Infrastruktur wircl als ein  IT-

Projekt vom Statistischen Bundesamt vorbereitet. Das Statistische Bundesamt hatte sich nach Aus-
wertung des Evaluationsberichts zum Zensus 2011 entschieden, den  IT-Betrieb einer Statistikpro-

duktion mit entsprechender Rechnerleistung (einschließlich zentraler Datenhaltung) zu übernehmen 
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und den statistischen Ämtern einen Onlinezugriff auf das jeweilige Verfahren zu bieten. [...] Die vor-

gesehene Arbeitsweise setzt voraus, dass auch die Erhebungsstellen an die  IT-Infrastruktur ange-

schlossen werden. Dies wird erreicht, indem das Statistische Bundesamt in Zusammenarbeit mit 
dem Landesamt für Statistik die erforderlichen Verfahren zur  Informations-und Datenverarbeitung 

einschließlich der erforderlichen technischen Ausstattung bereitstellt." 

Dies steht im Widerspruch zu § 2 Absatz 2 ZensVorbG 2022: 

„Das Statistische Bundesamt ist für die Entwicklung der für den Zensus benötigten technischen An-
wendungen verantwortlich. Die besonderen Erfahrungen der statistischen Ämter der Länder in der 

Vorbereitung und Durchführung 'primärstatistischer Erhebungen sollen dabei genutzt werden, insbe-

sondere bei der Entwicklung der für die Durchführung der primärstatistischen Erhebungen benötig-

ten Anwendungen. Das Statistische Bundesamt hält die für die Aufbereitung und Datenhaltung not-

Wendige  IT-Infrastruktur in Zusammenarbeit Mit dem Informationstechnikzentrum Bund vor. Die Ein-

richtung und der Betrieb von Erhebungsstellen einschließlich der  IT-Unterstützung durch die statisti-

schen Ämter der Länder bleiben davon unberührt." 

* Die Gesetzesbegrünclung zu § 2 Absatz 2 ZensVorbG 2022 Bundestag Drucksache 18/10458 — 

führt dazu insbesondere aus: 

„Das Statistische Bundesamt ist verantwortlich für den zentralen  IT-Betrieb sowie für die  IT-

Entwicklung, die für den Zensus 2021 benötigt wird. Der  IT-Betrieb wird in Zusammenarbeit mit dem 

ITZBund zentral realisiert 

Nicht zu den Aufgaben des Statistischen Bundesamtes und des zentralen  IT-Betriebs gehören Bereit-

stellung und Support der  IT-Infrastruktur für unter anderem die Erhebungsstellen, die Beleglesung 

und die Erhebungsbeauftragten, da dies originäre Aufgaben der statistischen Ämter der Länder 

sind." 

Stellungnahme: 

Die Regelung in § 1 Absatz 2 ThürAGZensG-E 2022 steht im Widerspruch zur Regelung in § 2 Absatz 2 

Sätze 3 und 4 Zensusvorbereitungsgesetz 2022 (ZensVorbG 2022). 

Hiernach hält das Statistische Bundesamt die für die Aufbereitung und Datenhaltung notwendige  IT-

Infrastruktur in Zusammenarbeit mit dem Inforrnationstechnikzentrum Bund vor. Diese Aufgabe 
wurde dem Statistischen Bundesamt mit dem zensvorbG 2022 vom Gesetzgeber übertragen. Die 

Einrichtung und der Betrieb von Erhebungsstellen einschließlich der  IT-Unterstützung durch die sta-

tistischen Ämter der Länder sollen davon unberührt bleiben. 



O9-JUL-221 17:22 POST +49611754499 5.03 

DULSTATIS 
wisSen,nutzen. Statistisches Bundesamt 

Seite 3 4 

Ausweislich der Gesetzesbegründ ung zu § 2 Absatz 2 ZensVorbG 2022 gehören die Bereitstellung 

und der Support der  IT-Infrastruktur für unter anderem die (örtlichen) Erhebungsstellen, die Belegle-

sung und die Erhebungsbeauftragten nicht zu den Aufgaben des Statistischen Bundesamtes und des 
zentralen  IT-Betriebs, da dies originäre Aufgaben der statistischen Ämter der Länder sind, 

Der Landesgesetzgeber kann insofern dem Statistischen Bundesamt die Aufgabe der  IT-
Bereitstellung für die örtlichen Erhebungsstellen nicht zuweisen, 

Daher sollte § 1 Absatz 2 wie folgt gefasst sein: 

eDas Landesamt für Statistik stellt die zur Erfüllung der Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen er 

forderlichen zentralen Verfahren zur  Informations-  und Datenverarbeitung bereit," (vgl. § 1 Absatz 2 

ThürAGZensG 2011). 

B. Zuständigkeiten für die Vollstreckung der Auskunftspflichten § 11 ThürAGZensG-E 2022 — 

Die Regelung Ifl § 11 Satz 3 ThurAGZensG-E 2022, wonach die §§ 23 und 24 des Bundesstatistikge-

setzes in der Fassung vom 20. Oktober 2016 (BGBi, i S. 2394) in der jeweils geltenden Fassung keine 

Anwendung finden, ist wortlautgleich mit der Regelung in § 14 Satz 3 ThürAGZensG 2011, Die Geset- 

_ zesbegründung beider Normen enthalten keine Ausführungen zum Ausschluss der §§ 23 und 24 

BStatG, 

Stellungnahme: 

1.) § 23 BStatG I.V.m, § 15 Abs. I BStatG ist eine einschlägige Bußgeldregelung des Bundes. 

Vor dem Hintergrund des Art. 31 GG erscheint fraglich, ob die Nichtgeltung dieser Vorschrift angeord-

net werden kann. Die Statistik ist nach Art. 73 Abs. 1 Nr. 11 GG Teil der ausschließlichen Gesetzge-

bung des Bundes. Eine ausdrückliche Ermächtigung findet sich weder im ZensG 2022 noch im Zen-
susVorbG 2022. Damit sind die bundesgesetzlichen Regelungen zur Auskunftspflicht mit den.§§ 23 

ff ZensG, §§ 15 und der Bußgeldvorschrift in § 23 BStatG umfassend durch Bundesgesetze geregelt, 

Selbst wenn man der Auffassung ist, dass § 23 BStatG nicht Teil des Statistikrechts, sondern des 
Strafrechts sei und damit Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung, ist kein anderes Ergebnis 
ersichtlich. 

Es ist keine abweichende Regelung vorgesehen, sondern nur, dass im Rahmen der Zuständigkeit ei-

ner Volistreckungsbehörde für diese die Anwendbarkeit einer bundesrechtlichen Vorschrift zur 

Durchsetzung der Auskunftspflicht, die in einem landesrechtlichen Verwaltungsverfahren erfolgt, 
ausgeschlossen sein 
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Da in § 11 des Gesetzentwurfs die Zuständigkeiten für die Vollstreckung der Auskunftspflicht nach 

den Zensusgesetz 2022 geregelt wird, scheint es vorliegend um die Entscheidung gegen die Durch-
führung von Ordnungsvvidrigkeitenverfahren zu gehen. Diese Möglichkeit eröffnet § 23 BStatG, da 
§ 23 Abs, 3 nur vorsieht, dass die Ordnungswiclrigkeit mit einer Geldbuße geahndet werden kann, 
nicht aber zwingend ein Bußgeldverfahren vorschreibt. Ist gewollt, dass den für die Durchsetzung der 

Auskunftspflicht nach dem Zensusgesetz 2022 zuständigen Stellen des Landes Thüringen die durch 

§ 23 BStatG grundsätzlich eröffnete Möglichkeit der Durchführung eines Bußgeldverfahrens durch 
diese landesrechtliche Vorschrift verwehrt wird, könnte mit Art. 84 Abs. 1 GG - der regelt, dass die 
Länder die Einrichtung der Behörden und das Verwaltungsverfahren regeln, soweit sie Bundesge-

setze als eigene Angelegenheit ausführen - entsprechend der Gebrauch der Norm eingeschränkt wer-

den. 

2.) Bei § 24 BStatG handelt es sich um eine Zuständigkeitsregelung des Bundes. Ein 13undestand 
kann die Zuständigkeiten innerhalb der Bundesverwaltung nicht abändern, Andererseits kann der 

Bundesgesetzgeber nicht in die landesrechtlichen Verfahrensvorschriften eingreifen, die ein Land für 

die Ausführung von Bundesgesetzen als eigene Angelegenheit vorgibt. Tatsächlich findet im Frei-

staat Thüringen § 24 BStatG keine Anwendung, da darin nur geregelt wird, in welchen Fällen das Sta-
tistische Bundesamt Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 OWiG ist. Insoweit ist jedenfalls diese 

Regelung rein deklaratorischer Art und könnte entfallen. 

Insgesamt würden wir empfehlen, dass § 11 Satz 3.des Thüringer Gesetzes neu gefasst oder gestri-

chen werden sollte, 

Anlage 
Formblatt zur Datenerhebung nach § 5 Abs. 1 des Thüringer Beteiligtentransparenz- 
dokumentationsgesetzes 

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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